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 1 Einleitung

Vierzehn chinesische und russische Kriegsschiffe liefen am 21. Mai diesen Jahres aus

dem Hafen von Shanghai zu einem einwöchigen Manöver aus (vgl.  LaGrone 2014).

Hochmodernes Kriegsgerät, das die neue Stärke Chinas1 symbolisiert. Dessen Rückkehr

in eine Position weltpolitischen Einflusses stellt einen der bedeutsamsten Prozesse in

der gegenwärtigen internationalen Politik dar – eine Entwicklung, die von zahlreichen

Anrainerstaaten als Bedrohung wahrgenommen wird. Auf diplomatischem, kulturellem,

wirtschaftlichem und militärischem Terrain sucht China nach einer Steigerung seines

Einflusses.  Als  Sinnbild  dieser  Bestrebungen  lässt  sich  das  abgehaltene  russisch-

chinesische  Flottenmanöver  interpretieren.  Die  neue  Stärke  der  chinesischen Marine

wurde hier ebenso zur Schau gestellt wie der wachsende diplomatische Einfluss Chinas.

Doch am fünften Tag wurde die professionelle Durchführung des Manövers von einem

Zwischenfall  überschattet.  In  unmittelbarer  Nähe  der  chinesischen  und  russischen

Schiffe näherten sich ein japanisches Aufklärungsflugzeug und chinesische Abfangjäger

auf  gerade  einmal  30  Meter  an  –  eine  gefährliche  Distanz,  die  bei  nur  leichten

Flugfehlern  zu  einer  Kollision  hätte  führen  können.  Aus  einer  Demonstration

chinesischer  Stärke  wurde  damit  eine  Demonstration  chinesisch-japanischer

Spannungen, die ein Schlaglicht auf die sicherheitspolitische Situation in der Region

wirft (vgl. Richards 2014 A). 

Dabei hat die Bedeutung Ostasiens in der Weltpolitik in den vergangenen Jahrzehnten

rapide  zugenommen.  Beginnend  mit  dem  Aufstieg  Japans  zur  wirtschaftlichen

Supermacht nach Ende des Zweiten Weltkrieges, gefolgt von der Modernisierung der

sogenannten Tigerstaaten Taiwan, Südkorea, Hong Kong und Singapur und zuletzt dem

Boom Chinas  scheinen  sich  die  globalen  Machtverhältnisse  zugunsten  Ostasiens  zu

verändern. Die USA erkennen hierin offenbar einen anhaltenden Trend und riefen 2011

ihr pazifisches Jahrhundert aus (vgl. Clinton 2011). Die Staaten Ostasiens tragen nun

einen erheblichen Teil zur globalen Wirtschaftsentwicklung bei. Gleichzeitig vertiefen

sie  ihre  ökonomische  Integration,  beispielsweise  im  Rahmen  der  ASEAN.

Sicherheitspolitisch  hat  Ostasien  jedoch  kaum  vertrauensbildende  und

konfliktregulierende Institutionen herausgebildet (vgl. Hieber 2012: 8). Wirtschaftlicher

Aufstieg  und  sicherheitspolitische  Instabilität  existieren  somit  parallel,  wobei  das

1 China meint hier stets die Volksrepublik China. Die Republik China wird gemäß dem allgemeinen
Sprachgebrauch hingegen als Taiwan bezeichnet. 
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Konfliktpotential  und  die  wechselseitigen  Bedrohungsperzeptionen  gewaltig  sind.  Der

Zweite  Weltkrieg  und  der  darauf  folgende  Systemkonflikt  zwischen  Ost  und  West

hinterließen zahlreiche Spuren in der Region. Staaten wie China oder Korea sind bis heute

geteilt. Territoriale Ansprüche bleiben ungeklärt. So auch zwischen China und Japan, die

beide  eine  Inselgruppe  im Ostchinesischen  Meer,  in  Japan  als  Senkaku,  in  China  als

Diaoyu bezeichnet, beanspruchen.

In den letzten Jahren spitzte sich dieser Konflikt beständig zu. Nach einer kurzen Phase

der  chinesisch-japanischen Annäherung läutete  ein  Führungswechsel  in  beiden Staaten

eine  neuerliche  Verschärfung  des  Disputs  ein.  Mit  der  Wiedereroberung  der

Regierungsverantwortung  durch  die  konservative  Liberaldemokratische  Partei  (LDP)

unter  ihrem  Vorsitzenden  Abe  Shinzo2 endete  in  Japan  2012  eine  kurze  Phase

zurückhaltender Außenpolitik. Der neue Premier und seine Partei  sind bestrebt sowohl

wirtschaftlich als auch außenpolitisch neue Akzente zu setzen und Japans internationale

Präsenz auszubauen  – auch militärisch (vgl. Inoguchi 2014). Zugleich wurde in China der

Übergang zur  fünften Führungsgeneration abgeschlossen.  Das vom neuen Vorsitzenden

der Kommunistischen Partei und Staatspräsidenten Xi Jinping entwickelte Konzept des

„chinesischen Traumes“ sieht  nicht  nur die Lösung innenpolitischer  Probleme wie  der

grassierenden Korruption und der wachsenden sozialen Ungleichheit vor, sondern auch

das Streben Chinas nach einer internationalen Führungsrolle (vgl. Heberer 2014). Diese

beidseitigen  Bemühungen  um  eine  Internationalisierung,  verstanden  als  Ausbau

diplomatischer, wirtschaftlicher und militärischer Fähigkeiten auf regionaler und globaler

Ebene, bewirken zusammengenommen eine Verschärfung der Sicherheitslage zwischen

China und Japan.

Dieser  kommt  eine  weltpolitische  Bedeutung  zu  –  auch  weil  der  Konflikt  im

Ostchinesischen Meer nicht isoliert betrachtet werden kann. Die USA fungieren seit 1952

als  Schutzmacht  Japans  und  unterhalten  weitere  regionale  Bündnisse  mit  Taiwan  und

Südkorea. Eine Eskalation könnte somit weitreichende Wirkungen entfalten und die USA

selbst  in  einen  militärischen  Konflikt  mit  China  hineinziehen.  Die  Wahrscheinlichkeit

einer solchen Eskalation ist – naturgemäß – vom Handeln der beiden Parteien abhängig,

das wiederum von der wechselseitigen Wahrnehmung geprägt wird. Zu fragen ist daher:

Welche Wahrnehmungen besitzen China und Japan hinsichtlich ihrer jeweiligen Sicherheit

voneinander?                                                            

2 Dem ostasiatischen Usus entsprechend werden in dieser Arbeit sämtliche chinesische und japanische
Personen zunächst mit dem Familiennamen, gefolgt vom persönlichen „Vornamen“ genannt.
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Dabei wird Sicherheit in dieser Arbeit verstanden als „the protection and enhancement

of values that the authoritative decisionmakers deem vital for the survival and well-

being of a community.“ (Alagappa 1998: 689) Indem der Sicherheitsbegriff in der Sicht

der  jeweiligen  Entscheidungsträger  verankert  wird,  erhält  er  eine  Offenheit,  die  es

erlaubt, auch Unterschiede im Verständnis von Sicherheit zwischen Akteuren mit in den

Blick zu nehmen. Die Begriffe „Japan“ und „China“ werden in dieser Arbeit als Chiffre

für die japanische beziehungsweise chinesische Regierung – oder allgemeiner für die

jeweiligen politischen Eliten – verwendet. Ziel ist es demnach, die dort vorkommenden

handlungsleitenden  Wahrnehmungen  zu  identifizieren.  Eine  Schilderung  der

chinesischen  und  japanischen  Entscheidungsfindung  in  sicherheitspolitischen  Fragen

erfolgt daher in Kapitel  2.2. 

Thematisch  wird  sich  diese  Arbeit  primär  dem  Konflikt  im  Ostchinesischen  Meer

einschließlich des Disputs um die Senkaku/Diaoyu Inseln widmen. Diese Fokussierung

erscheint aufgrund der zeitlichen Einschränkungen einer Bachelorarbeit als notwendig.

Nichtsdestotrotz hat diese Arbeit zum Ziel, allgemeine Aussagen über die chinesisch-

japanischen  Sicherheitsbeziehungen  tätigen  zu  können.  Das  wird  erreicht  indem

einerseits  allgemeine  sicherheitspolitische  Dokumente  Chinas  und  Japans  analysiert

wurden und andererseits das Ostchinesische Meer als eine äußerst bedeutsame Arena

der  chinesisch-japanischen  Sicherheitsbeziehungen  betrachtet  wird,  von  der

Schlussfolgerungen auf die allgemeine Lage der Beziehungen getätigt werden können.

Die  aktuellen  sicherheitspolitischen  Beziehungen  zwischen  China  und  Japan  finden

nicht in einem Vakuum statt, weswegen eine – auch historische – Kontextualisierung

erforderlich ist. Insbesondere die Ereignisse seit dem 19. Jahrhundert, darunter die zwei

Japanisch-Chinesischen  Kriege,  spielen  für  die  gegenseitige  Wahrnehmung  eine

herausragende  Rolle.  Daher  wird  im  ersten  Teil  des  auf  dieses  Kapitel  folgenden

Forschungsstandes die Entwicklung der chinesisch-japanischen Beziehungen seit dem

19.  Jahrhundert  skizziert  (2.1).  Es  folgt  ein Überblick  über  die  beiden Akteure und

deren sicherheitspolitische Interessen, Entscheidungsfindungsprozesse und militärische

Fähigkeiten  (2.2),  bevor  die  für  diese  Arbeit  relevanten  Konfliktlinien  geschildert

werden  (2.3).  Auf  dieser  Basis  werden  die  forschungsleitenden  theoretischen

Grundpositionen  dargelegt.  Dabei  handelt  es  sich  einerseits  um  den  Symbolischen

Interaktionismus  nach  Herbert  Blumer  und  andererseits  um Wahrnehmungstheorien,
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deren  Darstellung  sich  hier  an  Richards  Heuer  und  Robert  Jervis  orientiert  (3.).

Daraufhin  wird  das  methodische  Vorgehen  mit  der  Grounded  Theory  nach  Anselm

Strauß  einschließlich  des  verwendeten  Datenkorpus  und  der  epistemologischen

Annahmen erläutert (4.). Die folgende Darstellung der Forschungsergebnisse gliedert

sich  in  zwei  Teile.  In  einem  allgemeinen  Teil  werden  zunächst  grundsätzliche

Haltungen, Interessen und Bedrohungen in der jeweiligen Wahrnehmung Chinas und

Japans  zu  rekonstruieren  versucht  (5.1).  Auf  dieser  Grundlage  werden anschließend

zwei prekäre Vorfälle zwischen den Luftwaffen beider Länder, darunter der eingangs

geschilderte,  als  Fallbeispiele  analysiert  (5.2).  Abschließend  erfolgt  ein

zusammenfassendes Fazit (6.).    

5



 2 Forschungsstand

Zunächst erfolgt nun, wie bereits erwähnt, eine Darstellung der chinesisch-japanischen

Beziehungen  seit  dem  19.  Jahrhundert.  Wurden  beide  Staaten  zunächst  einer

quasikolonialen  Unterwerfung  durch  westliche  Mächte  unterworfen,  gelang  Japan

innerhalb von wenigen Jahrzehnten eine Modernisierung nach westlichem Vorbild, die

es erlaubte, selbst imperiale Ziele zu verfolgen. Dies führte zu mehreren militärischen

Konflikten mit dem traditionellen Hegemon Asiens, China. Schlussendlich resultierte

das japanische Ausgreifen jedoch im Zweiten Weltkrieg im pazifischen Raum und damit

letztlich  im Ende des  japanischen Imperialismus.  Auch aufgrund dieser  historischen

Belastungen  erwies  sich  eine  produktive  Gestaltung  der  chinesisch-japanischen

Beziehungen  in  der  Nachkriegszeit  als  schwierig  (2.1.).  Anschließend  werden  die

beiden  Akteure  systematischer  in  den  Blick  genommen:  Zu  klären  ist  hier,  welche

sicherheitspolitischen  Vorstellungen  vorhanden  sind,  welche  Ziele  daraus  abgeleitet

werden  und  wie  die  Entscheidungsfindung  vonstatten  geht.  Zudem werden  hier  die

militärischen Fähigkeiten beider Staaten sowie deren verteidigungspolitische Strategien

aufgezeigt (2.2). Darauf aufbauend werden die für die heutigen chinesisch-japanischen

Beziehungen  bestimmenden  Konfliktlinien,  welche  hier  von  Bedeutung  sind,

geschildert.  Hierzu  zählen  neben  Auseinandersetzungen über  die  Erinnerung an  den

japanischen  Imperialismus,  die  wachsende  Ressourcenkonkurrenz  zwischen  beiden

Staaten sowie der Disput um die Senkaku/Diaoyu Inseln (2.3).
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 2.1 Die chinesisch-japanischen Beziehungen seit dem 19. 

Jahrhundert

Bis  ins  19.  Jahrhundert  galt  China,  das  selbsternannte  Reich  der  Mitte,  als

fortschrittlichste  und bedeutendste  Macht  Asiens.  Die chinesische  Kultur  prägte  seit

Jahrtausenden  die  gesamte  regionale  Entwicklung  –  auch  die  Japans.  Aus  China

importierte  das  Inselreich das  Schriftsystem sowie den Buddhismus und damit  zwei

zentrale Säulen der japanischen Kultur. Doch nicht nur kulturell war der Einfluss Chinas

dominant. Auch in politischer Hinsicht verstanden es die chinesischen Dynastien über

lange Jahrhunderte  den Dreh-  und Angelpunkt  Asiens  zu bilden.  Das sinozentrische

Tributsystem,  das  Chinas  Nachbarn  einer  eher  losen  Vorherrschaft  unterwarf,  stellte

jahrhundertelang die primäre regionalpolitische Institution dar (vgl. Kreiner 2010: 155-

160). Für Japan seinerseits war eben dieses Tributsystem der Hauptgrund für seine ab

dem frühen 17. Jahrhundert verfolgte Politik der „Abschließung“: Nachdem militärische

Versuche,  Japan  zum  neuen  Mittelpunkt  des  Tributsystems  zu  machen,  gescheitert

waren,  wurden  die  Außenbeziehungen  für  über  200  Jahre  auf  ein  Minimum

heruntergefahren (vgl. Klein/Winkler: 18-21). 

Einen umfassenden Wandel erlebte die ostasiatische Staatenwelt mit dem ausgreifenden

europäischen Imperialismus im 19.  Jahrhundert.  Machten China und Japan zunächst

noch die  gleichen,  erniedrigenden Erfahrungen mit  den westlichen Imperialmächten,

wandelte sich dies alsbald in tiefe Asymmetrie. Japan gelang es innerhalb von wenigen

Jahrzehnten  eine  Modernisierung  nach  westlichem  Vorbild  durchzuführen,  die

ungleichen  Vertragsbedingungen  mit  den  Kolonialmächten  abzubauen  und  selbst

imperiale Ambitionen zu entwickeln. Dem chinesischen Reich wurde seine militärische

Unterlegenheit  jedoch erstmals  von britischer  Seite  vor  Augen geführt.  Als  sich die

chinesische Regierung gegen die massive Einfuhr von Opium wehrte, entschloss sich

Großbritannien für einen Waffengang, der aufgrund von taktischer und technologischer

Dominanz  alsbald  entschieden  wurde.  China  musste  1842  zahlreiche  Häfen  dem

britischen Handel öffnen und Gebiete abtreten (vgl. Schmidt-Glintzer 2010: 127-129).

Dies  stellte  den  ersten  von  zahlreichen  sogenannten  Ungleichen  Verträgen  dar,  die

China  in  den  folgenden  Jahrzehnten  mit  westlichen  Imperialmächten  abschließen

musste.  Die  äußere  Schwäche  verschärfte  innenpolitische  Konflikte.  In  der  zweiten

Hälfte des 19. Jahrhunderts erlebte China zahlreiche Aufstände, die nur mühsam und
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unter Einsatz erheblicher Gewalt kontrolliert werden konnten, was wiederum Reformen

und eine nationale Einigung und Stärkung erschwerte (vgl. Schmidt-Glintzer 2010: 129-

135).

Auch  Japan  sah  sich  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  des  wachsenden  Interesses

westlicher  Mächte  ausgesetzt.  Nachdem mehrere  Handelsofferten  abgelehnt  wurden,

erzwang eine US-amerikanische Flottille 1853 unter Androhung militärischer Gewalt

die Öffnung Japans. Auch hier verschärfte dies innenpolitische Gegensätze, indem die

Legitimation  des  Tokugawa-Shogunats  weiter  unterminiert  wurde.  Die  Shogune,

militärische  Herrscher,  die  an der  Spitze  eines  auf  feudalen  Strukturen  basierenden,

dezentralisierten Staatswesens standen, hatten Japan Jahrhunderte lang dominiert und

das formell weiterbestehende Kaiserhaus zur Bedeutungslosigkeit verdammt (vgl. Krebs

2009:  1f.).  Als  Folge  des  Versagens  der  Tokugawa mit  den  ausländischen  Mächten

umzugehen,  wurden sie  von aufrührerischen  Elementen  des  Adels  gestürzt.  Formell

stellten die neuen Machthaber die alte Kaiserherrschaft wieder her, weswegen dieser

Vorgang als Meiji-3Restauration bekannt ist. Innerhalb von wenigen Jahrzehnten gelang

es den neuen Herrschern Japans das Land von seinem halbkolonialen Status zu befreien,

zu einen und selbst imperiale Ambitionen zu entwickeln. 

Dies  führte  geradewegs  zu  militärischen  Konflikten  mit  China,  dem  traditionellen

Hegemon Nordostasiens. Über den Einfluss auf der koreanischen Halbinsel brach 1894

ein Krieg zwischen beiden Staaten aus, den Japan binnen kurzer Zeit für sich entschied.

Im Friedensvertrag von Shimonoseki verpflichtete sich China dazu, Reparationen zu

leisten  und  zahlreiche  Territorien,  darunter  Taiwan,  abzutreten.  Japan  baute  seinen

Einfluss daraufhin weiter aus und geriet 1904 in einen Krieg mit Russland. Auch in

dieser Auseinandersetzung blieb Japan siegreich und konnte sich somit die Kontrolle

über  die  koreanische  Halbinsel  endgültig  sichern  und  seinen  Einfluss  in  der

nordchinesischen  Provinz  Mandschurei  ausbauen  (vgl.  Oberländer  2012:  261f.).

Mangelnde zivile Kontrolle des Militärs führte hier 1931 zu einem von japanischen

Soldaten inszenierten Zwischenfall,  die daraufhin die gesamte Provinz besetzten und

letztlich die Errichtung des Vasallenstaates Mandschukuo initiierten (vgl. Klein 2012:

385-391). 

3 Japanischen Kaisern, den Tenno, werden spezifische Regierungsdevisen zugeordnet. Mutsuhito, so der
Name des zu dieser  Zeit  „herrschenden“ Kaisers  hatte  die  Devise Meiji,  zu deutsch „aufgeklärte
Herrschaft“ erhalten. Man spricht von Mutsuhito daher auch vom Meiji-Tenno (vgl. Wachutka 2010:
189).
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Japan gelang es nicht, die internationale Anerkennung Mandschukuos zu erwirken und

geriet zusehends in eine Position außenpolitischer Isolation. Hardliner in Militär und

Politik machten die Versuche der zivilen Führung, einen Ausgleich mit der chinesischen

Regierung unter Chiang Kai-Shek zu erreichen, zunichte. Nachdem es im Juli 1937 an

einer  Brücke  nahe  Beijings  zu  einem  Schusswechsel  zwischen  chinesischen  und

japanischen Truppen gekommen war, eskalierte die Situation. Beide Seiten sahen sich

außer Stande den Konflikt gewaltfrei zu lösen. Der Zweite Japanisch-Chinesische Krieg

endete  jedoch  nicht  nach  wenigen  Monaten  wie  noch  der  erste.  Zwar  konnten

japanische Truppen rasch weite Teile der chinesischen Ostküste erobern – bereits im

Dezember  fiel  die  damalige  Hauptstadt  Nanjing  –,  sie  scheiterten  gleichwohl  beim

Vordringen ins Landesinnere (vgl. Seitz 2006: 136-138). Die Länge des Krieges und die

Sanktionspolitik  der  Alliierten  führten  auf  japanischer  Seite  zu  zunehmendem

Ressourcenmangel, weswegen eine Ausweitung des Krieges als letzte Option erschien.

Die Folge war der Angriff auf Pearl Harbor im Dezember 1941. Den amerikanischen

Truppen  unterlegen,  geriet  Japan  zunehmend  in  die  Defensive.  Die

Atombombenabwürfe  auf  Hiroshima  und  Nagasaki  sowie  die  Kriegserklärung  der

Sowjetunion  im  August  1945  führten  zur  bedingungslosen  Kapitulation  des

Kaiserreiches  (vgl. Klein 2012: 407-418). 

Japan  geriet  nun  bis  1952  unter  US-Besatzung.  Unterdessen  brach  der  Bürgerkrieg

zwischen Nationalisten und Kommunisten in China neu aus. Letztere konnten 1949 den

endgültigen Sieg erringen. Den Nationalisten unter Chiang Kai-Shek blieb lediglich der

Rückzug nach Taiwan. Eine Entspannung zwischen Japan und China war unter diesen

Umständen  ausgeschlossen.  China  war  zunächst  gezwungen  sich  politisch  an  der

Sowjetunion  auszurichten.  Japan  avancierte  hingegen  alsbald  zum  wichtigsten

Verbündeten der USA in Asien – eine Rolle,  die ursprünglich dem nationalistischen

China zugedacht worden war (vgl. Drifte 2003: 19-21). Für Japan erforderte dies die

Entwicklung völlig  neuer  Strategien.  Bislang war China  der  mit  Abstand wichtigste

Handelspartner Japans gewesen. Nun wurde der Kontakt auf US-Anordnung auf ein

Minimum heruntergefahren und die USA selbst wurden zum Handelsmittelpunkt Japans

(vgl. Drifte 2003: 14). 

Neue  außenpolitische  Optionen  ergaben  sich  erst  in  den  1970er  Jahren,  als  Chinas

Verhältnis  zur  Sowjetunion  in  eine  tiefe  Krise  geraten  war.  Mao  suchte  nun  die
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Annäherung  an  die  USA.  Eine  Entspannung  erfolgte  1972  mit  dem  Besuch  des

amerikanischen  Präsidenten  Nixon  in  China.  Japan  nutzte  die  neugewonnene

Handlungsfreiheit rasch und nahm diplomatische Beziehungen zu China auf, wodurch

auch der Handel zwischen beiden Staaten erleichtert wurde (vgl. Bush 2010: 13f.). Nach

dem Tod Maos und der Machtübernahme durch eine neue, reformwillige chinesische

Führung unter Deng Xiaoping konnten die Beziehungen weiter vorangetrieben werden.

Bereits 1978 kam es zur Unterzeichnung eines Friedens- und Freundschaftsvertrages.

Japan unterstützte China fortan massiv in seiner wirtschaftlichen Entwicklung. Durch

die  Gewährung  großzügiger  Entwicklungshilfe  und  zahlreiche  Direktinvestitionen

japanischer  Unternehmen  wurde  die  Umstrukturierung  der  chinesischen  Wirtschaft

erheblich erleichtert (vgl. Jerdén/Hagström 2012: 230-234). Dabei kam beiden Staaten

die  komplementäre  Struktur  ihrer  Wirtschaftssysteme  zu  Gute.  China  verfügt  über

Ressourcen und billige Arbeitskräfte, Japan über eine hochentwickelte Industrie (vgl.

Drifte 2003: 134f.) .

Erste  Spannungen  traten  jedoch  bereits  in  den  1980er  Jahren  wieder  auf.  Das

wirtschaftliche Potential Japans wurde nicht nur in China zunehmend als Bedrohung

aufgefasst.  Auch in den USA mehrten sich Stimmen,  die den Verbündeten vermehrt

kritisch  betrachteten  –  eine  Entwicklung,  die  mit  dem  Untergang  der  Sowjetunion

zunächst befördert  wurde (vgl. Packard 2010: 95). Die Beziehungen des Westens zu

China wurden 1989 auf eine erste ernsthafte Probe gestellt. Nachdem die chinesische

Führung  demokratisch  gesinnte  Proteste  brutal  niedergeschlagen  hatte,  zweifelten

zahlreiche  Beobachter  an  der  demokratisierenden  Wirkung  des  wirtschaftlichen

Wachstums.  Japan  schloss  sich  dem  Sanktionsregime  des  Westens  zwar  an,

normalisierte  seine  Beziehungen zu  China  jedoch rasch  und sann auf  internationale

Entspannung (vgl. Jerdén/Hagström 2012: 229f.). 

Das  Ende  der  sowjetischen  Bedrohung  führte  zu  einem  endgültigen  Bruch  der

pragmatischen Partnerschaft zwischen China und den USA. Der rasche Aufstieg Chinas

wurde nun zunehmend als Bedrohung ausgemacht. Westliche Theoretiker entwickelten

denn auch in den 1990er Jahre die sogenannte  China-threat Theorie, die von einer –

auch  militärischen  –  Bedrohung  der  USA  und  ihrer  Verbündeten  ausgehend,

entsprechende  Gegenmaßnahmen  empfiehlt  (vgl.  Drifte  2003:  80-83;  als  aktuelles

Beispiel Easton 2013). Anhänger dieser Theorie sahen sich im Zuge der Taiwan-Krise
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1995/96 bestätigt, als China auf einen Besuch des taiwanesischen Staatspräsidenten in

den USA mit militärischen Übungen und Raketentests in der Taiwanstraße reagierte. In

der  Folge  rückten,  so  IB-realistische  Beobachter,  die  USA  und  Japan  verstärkt

zusammen.  In  dieser  Lesart  wird  die  Neujustierung  der  Allianz  als  Teil  einer

containment-Politik gegenüber China betrachtet. In einer gemeinsamen Erklärung des

US-Präsidenten Clinton und des japanischen Premiers Hashimoto verliehen sie  ihrer

Überzeugung Ausdruck,  dass  der  amerikanisch-japanischen Allianz für  die  regionale

Stabilität eine entscheidende Bedeutung zukomme. Von chinesischer Seite wurde dies

als  Einbeziehung Taiwans in  die  Allianz  aufgefasst  und demzufolge  scharf  kritisiert

(vgl. Bush 2010: 16-18). 

Ein weiteres Konfliktfeld wurde im Laufe der  1990er Jahre zunehmend brisant:  die

Geschichte.  Die  japanischen  Truppen  waren  während  des  Zweiten  Japanisch-

Chinesischen  Krieges  äußerst  brutal  vorgegangen.  Massenvergewaltigungen  und

Massaker  an  der  chinesischen  Zivilbevölkerung  sowie  weitere  Kriegsverbrechen

wurden bis heute nicht aufgearbeitet. Hatte die chinesische Führung in der Anfangszeit

der Entspannung diese Themen noch ausgeblendet (vgl. Lawson/Tannaka 2010: 413f.),

erhielten sie nun größte Bewandnis. China spielte, so die verbreitete japanische Sicht,

vermehrt  die  historische  Karte,  um  Druck  auf  Japan  auszuüben.  Die  rigide

Thematisierung  japanischer  Kriegsverbrechen  steigerte  indes  bereits  vorhandene

chinesische Ressentiments gegen Japan zusätzlich. Um die Jahrtausendwende hatte die

chinesische  Führung  mit  nationalistischen  Gruppen  zu  kämpfen,  die  eine  härtere

Gangart  im  Umgang  mit  Japan  forderten  (vgl.  Reilly  2011:  472-476).  Unter  der

Regentschaft  des  japanischen  Premiers  Koizumi  Jun'ichiro  (2001-2006)  führten  die

historisch bedingten Divergenzen zu einem neuen Tiefpunkt der Beziehungen. Koizumi

bestand darauf,  jedes  Jahr  den Yasukuni-Schrein  in  Tokyo zu besuchen – hier  wird

sämtlichen Kriegsgefallenen Japans seit der Meiji-Restauration gedacht, darunter auch

17 verurteilen Klasse-A Kriegsverbrechern (vgl. Hagström 2008: 224f.). Die auf Koizumi

folgenden Premiers sannen hingegen auf eine Entspannung mit China. Insbesondere nach

einem Regierungswechsel 2009 konnten denn auch partielle Fortschritte erzielt werden.

Eine wirkliche Lösung der Konflikte4 blieb jedoch aus – auch aufgrund des Disputs um

die  Senkaku/Diaoyu  Inseln,  der  ein  Stolperstein  für  sämtliche  Ausgleichsbemühungen

blieb. 

4 Ein Überblick über aktuelle Konfliktherde erfolgt in Kapitel 2.3.
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 2.2 Die Akteure

Die sicherheitspolitischen Handlungen Chinas (2.2.1) und Japans (2.2.2) werden von

zahlreichen Faktoren beeinflusst.  Im Folgenden werden diese auf drei verschiedenen

Ebenen  betrachtet:  Zunächst  erfolgt  eine  Schilderung  allgemeiner  strategischer

Perzeptionen und sicherheitspolitischer Interessen. Anschließend wird der Prozess der

sicherheitspolitischen Entscheidungsfindung erläutert. Zuletzt werden die militärischen

Fähigkeiten und die Verteidigungsdoktrin des Akteurs skizziert.

 2.2.1 China

Strategische Interessen:

Zur  Bestimmung  der  strategischen Interessen  Chinas  lassen  sich  grundsätzlich  zwei

gegensätzliche Pole ausmachen. Auf der einen Seite des wissenschaftlichen Spektrums

liegen  Arbeiten,  die  von  der  China-threat Theorie  ausgehen.  Diese,  zumeist  vom

(Neo)realismus geprägten, Ansätze gehen davon aus, dass China ein Akteur ist, der auf

eine radikale Veränderung des internationalen Status quo bedacht ist und daher massive

Aufrüstungsbestrebungen vorantreibt.  Dies soll  den Einfluss der USA in der Region

neutralisieren und dadurch den Aufstieg zu einer zunächst regionalen Macht sichern,

bevor  anschließend  globalen  Ambitionen  nachgegangen  wird.  Hierzu  sind

herausragende militärische Mittel notwendig, da sie dazu in der Lage sind, die USA aus

der Umgebung Chinas zu verdrängen (vgl. exemplarisch Easton 2013 oder Economy

2010).  Auf  der  anderen  Seite  des  wissenschaftlichen  Spektrums  sind  stärker  vom

Sozialkonstruktivismus  beeinflusste  Arbeiten  zu  verorten,  die  das  Verhalten  Chinas

weniger  durch  Machtstreben  als  durch  dessen  historisch  begründete  Identitäten  zu

erklären  suchen.  So  beobachtet  Li  die  allmähliche  Herausbildung  einer

Großmachtsidentität, die sich zwar einerseits aus realistischem Strukturdenken speist,

aber vor allem in dem Wunsch begründet liegt, das „Jahrhundert der Schande“ endgültig

hinter sich zu lassen (vgl. Li 2009: 200-207).   

Betont werden muss an dieser  Stelle  auch,  dass China von der internationalen,  US-

dominierten Ordnung massiv profitiert hat. Der rasante wirtschaftliche Aufstieg wäre

ohne internationalen Freihandel und die einigermaßen stabile regionale Umgebung nicht

möglich gewesen. Für beides stellen jedoch die USA noch immer den Garanten dar.

Demzufolge können China durchaus Status quo erhaltende Motive unterstellt werden
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(vgl Li 2009: 188-191). Einen Mittelweg geht hier Breslin, der China unterschiedliche

Identitäten  mit  variierenden Interessen  zuschreibt.  So  strebt  China  beispielsweise  in

seiner  Identität  als  aufsteigende  Macht  nach  einer  Neujustierung  bestehender

Machtverhältnisse und einer  internationalen Multipolarisierung.  Als bereits  etablierte

Macht jedoch – als Indikator hierfür nimmt Breslin beispielsweise die Mitgliedschaft im

UN-Sicherheitsrat  –  empfiehlt  sich  China  auch  westlichen  Staaten  als

verantwortungsvoller  Partner.  In  diesem  Sinne  betreibt  China  eine  partiell

revisionistische Politik mit moderater Zielsetzung. Die globale Ordnung soll lediglich

angepasst, nicht grundsätzlich transformiert werden.  (vgl. Breslin 2013: 629-633). 

 

Aus diesen eher grundlegenden Wahrnehmungsmöglichkeiten der chinesischen Politik

folgt ein unterschiedlicher Blick auf spezifische Ziele Chinas. Im Folgenden wird nun

ein Katalog an möglichen Zielen abgesteckt,  deren Einstufung abhängig ist  von der

individuellen theoretischen Positionierung. 

Die  Kommunistische  Partei  Chinas  (KPCh)  regiert  seit  1949.  Ihre  Machtergreifung

beendete aus chinesischer Sicht das vorausgehende „Jahrhundert der Schande“, welches

von kolonialen Erfahrungen und Machtlosigkeit geprägt war.  Als Konsequenz suchte

und sucht China nach nationaler Stärke, um Eingriffe in die Souveränität und territoriale

Integrität Chinas zu verhindern (vgl. Lim 2013: 218-221). Als wichtigstes Ziel Chinas

kann daher bis heute die Wiedervereinigung mit Taiwan begriffen werden, da es das

einzige  chinesische  Territorium  darstellt,  über  das  die  einzig  legitime  chinesische

Regierung – und nichts anderes ist der Anspruch Chinas – nicht die Kontrolle besitzt.

Andere,  im  „Jahrhundert  der  Schande“  verloren  gegangene  Gebiete  wie  Tibet,  die

Mandschurei,  Macau  oder  Hong  Kong  konnten  bereits  reintegriert  werden.  Einzig

Taiwan verbleibt als unabhängige Entität. Die Wiedervereinigung kann somit als letzter

Schritt der chinesischen Revolution begriffen werden, die China seine Würde zurück

bringen und die nationale Größe sichern soll (vgl. Moore 2014: 4-11). Neben dieser eher

sozial-kulturellen  Bedeutung  Taiwans,  lassen  sich  auch  rein  machtpolitische

Beweggründe  für  dessen  hohen  Stellenwert  ausmachen.  Die  USA unterstützten  im

chinesischen Bürgerkrieg die  nationalistische Kuomintang (KMT) unter Chiang Kai-

shek. Nach deren Rückzug nach Taiwan blieb die KMT ein enger Verbündeter der USA,

was  diesen  einen  Brückenkopf  in  Ostasien  sicherte.  Sofern  China  von  den  USA

13



annimmt, dass diese eine  containment-Strategie verfolgen, kommt Taiwan somit auch

eine wichtige (militär)strategische Bedeutung zu (vgl. Drifte 2003: 68-70). 

Schließlich muss die chinesische Taiwan-Politik auch als Element zur Sicherstellung

eines weiteren fundamentalen Interesses Chinas angesehen werden – dem Systemerhalt.

Seit  der  Niederschlagung  der  Proteste  auf  dem Tian'anmen-Platz  in  Beijing  erhielt

dieses  Ziel  größere Aufmerksamkeit.  Den chinesischen Eliten wurde 1989 endgültig

bewusst,  dass wirtschaftliche Anreize allein keine Unterstützung in der Bevölkerung

generieren  konnten.  Da  jedoch Sozialismus  und Kommunismus  als  systemstützende

Ideologien zunehmend unglaubwürdig wurden und die Etablierung einer Demokratie

nach westlichem Vorbild ebenso wenig als Option in Frage kam, verstärkte China seine

Bemühungen,  die  nationale  Identität  der  Chinesen  zu  stärken  und  damit  nationale

Einheit  und  Systemerhalt  zu  garantieren  (vgl.  Liao  2013:  545-550).  Nationale

Erziehungskampagnen,  die  den  Gründungsmythos  der  Volksrepublik  folkloristisch

verklären, hatten zwar bislang durchaus den erwünschten Erfolg, bringen jedoch auch

erhebliche Schwierigkeiten mit sich. Die massive Zurschaustellung des antijapanischen

Abwehrkampfes  als  gesamtchinesische  Leistung  verstärkte  bereits  vorhandene

antijapanische Gefühle. Das Geschichtsthema wurde somit endgültig zu einem Problem

der chinesisch-japanischen Beziehungen5 (vgl. Cui 2012: 205-208). 

Sofern China globale Ambitionen unterstellt werden, kann die Wiedervereinigung mit

Taiwan auch als  Teil  einer  langfristigen Strategie  begriffen werden. Der chinesische

Militär und Politiker Liu Huaqing entwickelte in den 1990er Jahren eine Konzeption

des  chinesischen  maritimen  Aufstiegs  in  drei  Phasen.  Als  ersten  Schritt  sah  er  die

Sicherung der sogenannten ersten Inselkette – von den Kurilen über die Ryukyus bis zu

den Philippinen und Indonesien – und damit der näheren Umgebung Chinas bis 2010

an. In den folgenden zehn Jahren sollte die zweite Inselkette – von den Kurilen über die

Marianen  und  Palau  bis  Singapur  –  chinesischer  Kontrolle  unterliegen,  womit  eine

regionale  Führungsrolle  verbunden  wäre.  Schließlich  forderte  Liu  bis  2050  die

Möglichkeit  globaler  Einsatzfähigkeit  durch  die  Entwicklung  hochmoderner

Flugzeugträger.  Die  reale  Entwicklung  konnte  mit  den  Ambitionen  Lius  jedoch bei

weitem nicht mithalten. So kann noch nicht einmal die erste Phase als abgeschlossen

gelten. Das Haupthindernis hierfür stellt wiederum Taiwan dar (vgl. Cole 2013: 96-99). 

5 Siehe hierzu auch Kapitel 2.3.1.
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Lius Konzeption erfährt verständlicherweise insbesondere von Anhängern der  China-

threat Theorie  große  Aufmerksamkeit,  scheint  sie  doch  die  Wahrnehmung  eines

revisionistischen Chinas zu bestätigen. Alternativ lässt sie sich jedoch auch als Indiz für

die  Vielschichtigkeit  chinesischen  politischen  Denkens  ausmachen.  Es  erscheint

kurzsichtig  von  einer  fundamentalen  chinesischen  grand  strategy,  die  sämtliche

Entscheidungsträger und Bevölkerungsmitglieder anleitet, auszugehen. Realistischer ist

wohl die Annahme einer Pluralität politischer Ideen, Ziele und Strategien (vgl. Lampton

2014). Liu Huaqing kann demnach als Mitglied einer Faktion angesehen werden, die für

eine eher offensive Politik eintritt. Inwieweit diese jedoch das Handeln Chinas bestimmt

erscheint unklar. 

Neben der Sicherung der Souveränität und territorialen Integrität sowie dem etwaigen

Ausbau regionalen oder globalen Einflusses ist die Sicherung der Energieversorgung als

weiteres  bedeutsames  strategisches  Ziel  Chinas  auszumachen.  Das  rasante

Wirtschaftswachstum  der  vergangenen  Jahrzehnte  führte  alsbald  dazu,  dass  Chinas

eigene Förderkapazitäten mit dem steigenden Bedarf nicht mehr mithalten konnten. Seit

1993  ist  China  ein  Nettoölimporteur  (vgl.  Slater  2011:  45f.).  Schon  jetzt  zählt  die

Sicherung der Energieversorgung zu den zentralen strategischen Interessen und es ist zu

erwarten,  dass  die  Bedeutung  dieses  Themas  in  den  kommenden  Jahrzehnten  noch

zunimmt (vgl. Economy 145-147). Besonders prekär ist für China, dass ein Großteil der

Öl-  und Gaslieferungen aus dem Nahen Osten kommend durch Schiffe transportiert

werden  muss.  Damit  wird  die  Sicherung  der  Seewege  zu  einem  strategischen

Kernanliegen Chinas,  worin ein Grund für die  Modernisierung und den Ausbau der

chinesischen Marine gesehen werden kann (vgl. Emmers 2010: 26f.). Gleichzeitig sorgt

die Energieknappheit zu vermehrten Bemühungen, heimische Energiequellen zu nutzen.

Da  viele  hiervon  in  umstrittenen  Gewässern  zu  finden  sind  und  zahlreiche

Anrainerstaaten, auch Japan, unter ähnlichen Problemen leiden, erhält die Sicherung der

Energieversorgung eine politische Dimension (vgl. Cole 2013: 33f.).
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Entscheidungsfindung:

Das  politische  System Chinas  weist  eine  dreigeteilte  Struktur  auf;  Institutionen  der

KPCh, des Staates und des Militärs existieren parallel und überschneiden sich sowohl

personal als auch funktional. So ist beispielsweise der Vorsitzende der KPCh zugleich

chinesischer  Präsident  sowie  Vorsitzender  der  Zentralen  Militärkommission,  der

wichtigsten  militärischen  Institution.  Der  Einfluss  des  Staatspräsidenten,  aktuell  Xi

Jinping, ist zwar außergewöhnlich groß, die Grundzüge der Politik werden jedoch im

Ständigen Ausschuss des Politbüros der KPCh gefällt, in der er eher primus inter pares

denn autoritärer Einzelherrscher ist (vgl Bush 2010: 125f.). Von zentraler Bedeutung ist

an dieser Stelle, dass das politische System Chinas zwar autoritär, aber von seiner Natur

her eher konsensorientiert ist. Ein System der Beratung und Konsultation mit Bürokratie

und  Experten  generiert  im  Allgemeinen  pragmatische,  langfristig  ausgelegte

Entscheidungen, die von der breiten Masse der politischen Elite getragen werden, in

ihrer  Entstehung  jedoch  eher  zeitaufwendig  sind.  Je  spannungsgeladener  ein

Themenkomplex  allerdings  ist,  desto  intransparenter  und  zentralisierter  wird  er

bearbeitet  (vgl.  Schmidt/Heilmann  2012:  28).  Auf  akute  Krisen,  die  rasche

Entscheidungen  verlangen,  ist  dieses  System  daher  nicht  zugeschnitten,  was  die

Eskalationsgefahr  beträchtlich steigert (vgl. Bush 2010: 231). 

Zahlreiche  Wissenschaftler  argumentieren,  dass  der  außen-  und  sicherheitspolitische

Pragmatismus  Chinas  aufgrund  des  wachsenden  Einflusses  der  chinesischen

Öffentlichkeit  zunehmend  schwindet.  Der  wirtschaftliche  Aufstieg  führte  zur

Etablierung einer soliden Mittelschicht, die dem Handeln der Eliten zuweilen durchaus

kritisch  gegenübersteht.  Insbesondere  die  Außenpolitik  wird  von  einem  starken

öffentlichen Nationalismus unter Druck gesetzt.  Primäres Ziel hierbei ist naturgemäß

der  ehemalige Kriegsgegner  Japan,  was den Handlungsspielraum Chinas womöglich

deutlich einschränkt, da befürchtet wird, mit einer pragmatischen Haltung die eigene

Legitimität zu unterminieren (vgl. Lampton 2014, Reilly 2011: 472-476).6

6 In diesem Sinne wurden für  die Analyse sowohl Sprechakte des  chinesischen Präsidenten Xi und
anderer Regierungsmitglieder beziehungsweise deren Pressestatements als auch von Regierungsstellen
herausgegebene  Weißbücher  sowie  die  sicherheitspolitische  Berichterstattung  des  chinesischen
Militärs verwendet. 
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Militärische Fähigkeiten und Doktrin:

Die chinesische Armee galt lange Zeit – trotz ihrer zahlenmäßigen Stärke – als eher

schwach.  Im  Vergleich  zu  seinen  Nachbarn,  vor  allen  Dingen  Japan,  war  sie

technologisch  deutlich  unterlegen.  Seit  Beginn des  wirtschaftlichen Aufstiegs  stehen

China nun jedoch die Mittel zur Verfügung ein umfassendes Modernisierungsprogramm

zu verfolgen. Dabei wachsen die chinesischen Verteidigungsausgaben stetig zweistellig

und damit etwa proportional zum BIP. Die Ziele der Modernisierung sind an die oben

genannten strategischen Ziele angepasst. So baut China sein Raketenarsenal massiv aus.

Dieses  könnte  dazu  benutzt  werden,  den  USA den  Zugang  zur  näheren  Umgebung

Chinas  zu  verweigern,  indem  durch  massive  Erstschläge  amerikanische  Luftbasen

zerstört  und  Flotten  geschwächt  werden  könnten.  Diese  Strategie  der

Gebietsverweigerung für einen etwaigen Kontrahenten wird in militärischen Kreisen als

A2/AD (anti  access and area denial)  bezeichnet  (vgl.  Cole 2013: 102-105).  Easton

weist  auf  die  tendenziell  destabilisierende  Wirkung  der  chinesischen  Doktrin  –

beziehungsweise dem, was er als diese ausmacht – hin: Das chinesische Raketenarsenal

ist  zwar  zu  weiten  Teilen  mobil,  aber  auch  offen  sichtbar,  was  es  verwundbar  für

Erstschläge macht. Im Falle eines Konfliktes könnte China daher versucht sein, einen

schnellen,  intensiven  Offensivschlag  durchzuführen,  um  etwaigen  Attacken  auf  die

eigenen Raketenkapazitäten zuvorzukommen (vgl. Easton 2013: 13f). 

Darüber  hinaus  arbeitet  China  an  einer  innermilitärischen  Neujustierung.  Die

Volksbefreiungsarmee  (VBA)  als  Landstreitkraft  war  lange  Zeit  dominant  und  den

anderen  Truppenteilen,  der  Marine  und  der  Luftwaffe,  an  politischem Einfluss  und

Aufmerksamkeit  deutlich  überlegen.  Das  Streben  nach  einer  Stärkung  der  bislang

unterprivilegierten  Armeeteile  ist  insbesondere  Erfahrungen  aus  den  1990er  Jahren

geschuldet,  allen  voran  dem  Zweiten  Golfkrieg,  der  die  amerikanische  Übermacht

deutlich  herausstellte  sowie  der  Taiwan-Krise 1995/96 (vg.  Bush 2010:  49-51).  Die

Entsendung  zweier  amerikanischer  Flugzeugträger  in  die  Taiwanstraße  wurde  als

Bekenntnis der USA gewertet, notfalls auch militärisch in einen eskalierenden Konflikt

einzugreifen.  Die  Kosten  eines  solchen Eingriffs  zu  erhöhen und damit  letztlich  zu

vermeiden kann somit  als  Kerninteresse chinesischer  Militärpolitik gewertet  werden.

Direkte Folge hiervon ist die A2/AD Strategie, zu deren effizienter Umsetzung  auch die

Entwicklung hochwertiger Aufklärungs- und Konteraufklärungsfähigkeiten gehört (vgl.
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Easton 2014). Zudem steigt das Budget der Luftwaffe und der Marine im Vergleich zu

den Bodentruppen überproportional an – ein weiteres Indiz für die innermilitärischen

Verschiebungen.  Wirkliche  Fähigkeiten  zur  Machtprojektion,  worunter  vor  allem

effiziente Flugzeugträgerverbände zu verstehen sind, besitzt das chinesische Militär bis

heute dennoch nicht (vgl. Easton 2013: 7). 

Schließlich  sind  die  nuklearen  Kapazitäten  Chinas  hervorzuheben.  Zwar  beruht  die

erläuterte  allgemeine  Verteidigungsstrategie  vornehmlich  auf  konventioneller

Abschreckung,  hinsichtlich militärstrategischer und -taktischer Überlegungen spielen

Chinas Atomwaffen dennoch eine bedeutende Rolle. China ist seit 1964 Atommacht und

verfügt über mehr als 250 nukleare Sprengköpfe, was gegenüber potentiellen regionalen

Kontrahenten wie Japan oder Taiwan von großer Relevanz ist (vgl. Kristensen/Norris

2013: 79). 

Der Fokus, auch der Modernisierung, liegt in der Entwicklung und Verbesserung der

Abschreckungsfähigkeiten  durch  konventionell  ausgerüstete  Raketen.  Diese

Ausrichtung lässt Rückschlüsse auf allgemeine Eigenschaften der chinesischen Strategie

ziehen, wobei die Interpretation wiederum stark wahrnehmungsabhängig ist. So ließe

sich feststellen, dass die militärische Aufrüstung Chinas primär defensiv ausgerichtet

ist,  da  China,  wie  gesagt,  bis  heute  keine  Möglichkeiten  der  Machtprojektion  in

entfernten  Gebieten  besitzt  und auch die  Anstrengungen diese zu erringen allenfalls

halbherzig sind. Anhänger der China-threat Theorie könnten hingegen einwenden, dass

mit den bisherigen Mitteln bereits eine Abschreckung der USA denkbar ist, was Chinas

Möglichkeiten  zur  Veränderung  des  Status  quo  in  umliegenden  Territorien  deutlich

erweitert.  Zudem könnten  die  bisherigen  Anstrengungen  –  gemäß  dem Drei-Phasen

Modell  –  lediglich  als  Teil  einer  größer  angelegten,  auf  das  Globale  abzielenden

Strategie verstanden werden.
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2.2.2 Japan  

Strategische Interessen:

Auch  im  japanischen  Fall  lassen  sich  zwei  kontrastierende  Interpretationen  des

Handelns  erkennen.  Die eine  geht  von der  Annahme aus,  dass  Japan seit  Ende des

Kalten Krieges politisch nach rechts driftet und eine zunehmend nationalistische Politik

betreibt.  Alternativ  wird  die  japanische  Politik  in  diesem Zeitraum als  Versuch  der

inneren und äußeren Normalisierung verstanden. Um diese Position zu verstehen ist ein

kleiner historischer Exkurs von Nöten: Nach der japanischen Kapitulation im Zweiten

Weltkrieg stand das Land für sieben Jahre unter US-Besatzung. In dieser Zeit wurde das

politische System Japans nach US-Wünschen umgebaut, um ein Wiedererstarken des

Militarismus zu vermeiden. Die von den US-Behörden ausgearbeitete Verfassung hält

denn auch in Artikel 9 eindeutig fest, dass Japan für alle Zeit auf die Kriegsführung als

legitimes  staatliches  Werkzeug  verzichtet  und  keinerlei  Streitkräfte  unterhält  (vgl.

Klein/Winkler 2012: 26-28). Nun wurde den USA bereits während der Besatzung klar,

dass diese endgültige Entmilitarisierung insofern mit ihren Zielen kollidierte, dass die

wahrgenommene Bedrohung durch die Sowjetunion eine Behandlung Japans als Partner

und nicht mehr als besiegtem Gegner erforderte. Das Resultat dieser Überlegungen war

der  Friedensvertrag von San Francisco 1952,  in  dem Japan seine volle  Souveränität

zurückerhielt,  jedoch  parallel  in  einen  Sicherheitsvertrag  mit  den  USA einwilligen

musste, der mit gewissen Überarbeitungen noch heute Gültigkeit besitzt. In der Folge

baute Japan quasi-militärische Einheiten auf, die Selbstverteidigungsstreitkräfte (SVS).

Obgleich  militärisch  organisiert  und  ausgebildet,  besitzen  diese  aus

verfassungsrechtlichen Gründen nicht  den Rang eines  Heeres.  Insofern forderten die

USA einerseits  eine  Beteiligung Japans  an  der  Sicherung Ostasiens  und ließen sich

gleichzeitig  durch  den  Sicherheitsvertrag  weitreichende  Stationierungsrechte

garantieren (vgl. Dobbins et.al. 2003: 34f.). Während die USA nun im Laufe des Kalten

Krieges  zunehmend  eine  stärkere  Beteiligung  Japans  an  den  Bündnisanstrengungen

forderten,  setzte  sich in  Japan eine politische Linie  durch,  die  eben dies  verhindern

wollte.  Der  einflussreiche  Nachkriegspremier  Yoshida  Shigeru  gab  der  sogenannten

Yoshida-Doktrin  seinen  Namen.  Demnach  soll  Japan  seine  Verteidigung  dem

militärischen  –  in  dieser  Hinsicht  auch  nuklearen  –  Schutzschild  der  USA

überantworten  und  sämtliche  Energien  auf  die  Ökonomie  richten.  Das  beispiellose
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Wirtschaftswunder, das Japan nach dem Zweiten Weltkrieg erfuhr, kann als Resultat der

Yoshida-Doktrin  gewertet  werden.  In  der  Folge  versuchte  Japan  sein  eigenes

Engagement  möglichst  niedrig  zu  erhalten  und  gleichzeitig  die  US-Unterstützung

diplomatisch zu sichern (vgl. Packard 2010: 96-100). So konnte der japanische Premier

Sato Eisaku nach der ersten Zündung einer  chinesischen Atombombe 1964 von den

USA im Geheimen eine Garantie erwirken, dass diese einen Angriff auf Japan nuklear

vergelten  würden.  Anschließend  verkündete  er  die  bis  heute  gültigen  drei

nichtnuklearen  Prinzipien  Japans,  das  sich  dazu  verpflichtet  Atomwaffen  weder  zu

produzieren, zu besitzen, noch auf seinem Territorium zu gestatten (vgl. Klein/Winkler

2012: 166f.). Sato erhielt hierfür den Friedensnobelpreis. Sein Nachfolger Miki Takeo

erreichte 1975 sogar eine öffentliche Garantie der USA, woraufhin er die Deckelung des

japanischen  Verteidigungshaushaltes  auf  maximal  1% des  BIP beschloss.  An  dieser

Regelung wurde im Grunde bis heute nicht gerüttelt,  da weite Teile der japanischen

Öffentlichkeit  militärische Aufrüstung sehr kritisch betrachten (vgl.  Tamamoto 2009:

66-68).  Das Ende des  Kalten  Krieges  markierte  nun eine  Zäsur.  Einerseits  erschien

Japan  die  Glaubwürdigkeit  der  amerikanischen  Sicherheitsgarantien  zunehmend

fragwürdig – insbesondere während Phasen des amerikanisch-chinesischen Ausgleichs

(vgl  Drifte  2003:  9f).  Andererseits  wirkte  auch  in  Japan  der  Zweite  Golfkrieg  als

Katalysator  politischen  Umdenkens.  Japan  hatte  sich  aus  verfassungsrechtlichen

Gründen personell nicht an dem internationalen Einsatz beteiligt, trug jedoch erhebliche

Mittel zu dessen Finanzierung bei. Im Dankesschreiben des geretteten Staates Kuwait

fand Japan jedoch keine Erwähnung, was, zusammen mit der artikulierten Frustration

der USA über seinen Bündnispartner, Befürchtungen einer zunehmenden internationalen

Isolierung verstärkte (vgl. Singh 2013: 23). 

Aufgrunddessen, so die Anhänger der Normalisierungs-Theorie, versucht Japan seine

globale  Positionierung  zu  verbessern  und  ein  normaler  Akteur  der  internationalen

Politik zu werden. Nicht aus Großmachtstreben, sondern aus Verantwortungsgefühl und

Angst vor Isolation betreibt Japan demnach seine Politik der Normalisierung, die auch

das  verfassungsrechtliche  Korsett  stetig  weiter  spannt.  Seit  Ende  des  Zweiten

Golfkrieges wurden mehrere Gesetze erlassen, die den Einsatz der SVS im Ausland

ermöglichen – allerdings nur zu Unterstützungsaufgaben ohne Waffeneinsatz. In dieser

Perspektive ist das grundsätzliche strategische Interesse Japans nach Ende des Zweiten
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Weltkrieges somit dadurch gekennzeichnet, eine internationale Normalisierung seines

Status  zu  erreichen  und  als  vertrauenswürdiger  Partner  mit  anderen  Staaten  zu

beidseitigem Vorteil zu kooperieren, während gleichzeitig regional fest an der Allianz

mit den USA festgehalten wird (vgl. Singh 2013: 158-160).

Demgegenüber  steht  eine  Wahrnehmung  der  japanischen  Politik,  die  in  der

vermeintlichen Normalisierung allenfalls ein Täuschungsmanöver ausmacht. Unter dem

Mantel  der  Normalisierung  kehrt  Japan  aus  dieser  Sicht  zu  einer  nationalistischen

Politik zurück, die auch auf einen internationalen Einflusszuwachs abzielt. Eine solche

Wahrnehmung  ist  auch  in  China  sehr  präsent  –  hier  befördert  durch  historische

Erfahrungen  und  den  einflussreichen  chinesischen  Nationalismus.  In  dieser

Interpretation führte das Ende des Kalten Krieges und die seit Beginn der 1990er Jahre

anhaltende  ökonomische  Stagnation  zu  einem  Zusammenbruch  des  bestehenden

Parteiensystems  (vgl.  Klein/Winkler  2012:  65f.).  Die  Linke  büßte  dabei  jegliche

Bedeutung ein. Die LDP, die das politische Geschehen Japans seit den 1950er Jahren

dominiert, unternahm hingegen einen Rechtsruck und zeigt sich bemüht sowohl innen-

als auch außenpolitisch einen Kurswechsel voranzutreiben. Neben seinen Gefahren birgt

der  Nationalismus  jedoch  auch  gewisse  Möglichkeiten,  wird  er  doch  von  manchen

Autoren als einzige Option genannt, wie die nötigen Strukturreformen innerhalb Japans

durchgesetzt  werden  können  (vgl.  Matthews  2003:  78-83).  Derweil  erstarkt  ein

zuweilen  militanter  Nationalismus,  der  eine  Neuinterpretation  des  japanischen

Imperialismus  einfordert.  Die  Leugnung  begangener  Kriegsverbrechen,  wie  dem

Massaker von Nanjing, den Menschenversuchen in der Mandschurei oder der sexuellen

Versklavung zahlreicher junger Koreanerinnen und Chinesinnen, geht einher mit einer

Forderung nach einer Verfassungsrevision. Dabei gründet sich der neonationalistische

Geschichtsrevisionismus auf der Annahme, dass Kritik am japanischen Imperialismus

gleichsam das moderne Japan als solches in Frage stellt (vgl. Daiki 2005: 199-203).

Anhänger  der  Normalisierungs-Theorie  würden  demgegenüber  einwenden,  dass  der

radikale Nationalismus allenfalls eine Randerscheinung ist und keinesfalls die Politik

dominiert (vgl. Penney/Wakefield 2009: 546f.). 
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Je  nach  individueller  theoretischer  Positionierung  variiert  auch  hier  der  Katalog  an

strategischen  Interessen,  der  Japan  zugeschrieben  wird,  und  deren  Gewichtung.

Bezeichnend ist hier der Umgang mit China. Die japanischen Interessen befinden sich

hier  in  einem Spannungsverhältnis  zwischen Einbindung und  balancing  (vgl.  Drifte

2003: 3f.).  Einbindung meint hier die Einbeziehung Chinas in regionale und globale

Institutionen, wodurch dem chinesischen Aufstieg sein Bedrohungspotential genommen

werden  soll.  Durch  den  Ausbau  wirtschaftlicher  Interdependenz  soll  China  zu

normorientiertem Verhalten motiviert werden. Einbindung kann als Strategie sämtlicher

westlicher  Staaten im Umgang mit  China  gewertet  werden,  ist  jedoch aufgrund der

geographischen Nähe insbesondere für Japan von Bedeutung. In diesem Sinne kann der

rasante Aufbau des japanischen Engagements in China nach der Wiederaufnahme der

Beziehungen als Baustein einer Einbindungsstrategie begriffen werden. Die großzügige

Entwicklungshilfe,  die  China  erhielt,  sollte  helfen,  die  chinesische  Entwicklung  in

konfliktfreie Bahnen zu lenken. Auch nach der Niederschlagung der Proteste auf dem

Tian'anmen-Platz war es, wie bereits erwähnt, Japan, das rasch für Entspannung sorgte

und seine Beziehungen zu China wieder normalisierte. Japan trat auch in den regionalen

wirtschaftlichen  und  sicherheitspolitischen  Foren  als  größter  Befürworter  einer

chinesischen Mitgliedschaft auf (vgl. Goh 2011: 892-897).  

Andererseits  kann  das  japanische  Verhalten  auch  als  ein  Ausdruck  von  balancing

gewertet  werden.  Um  der  chinesischen  Aufrüstung  beizukommen,  verfolgt  Japan

demnach  selbst  einen  Ausbau  seiner  militärischen  Fähigkeiten  sowie  eine  weitere

Aufweichung  der  verfassungsrechtlichen  Einschränkungen,  um  im  Falle  eines

Konfliktes  mehr  Handlungsspielraum  zu  besitzen.  Zahlreiche  Forscher  betonen  die

Bemühungen  Japans,  die  eigenen  militärischen  Kapazitäten  auszubauen  und  zu

modernisieren  (vgl.  Easton/Schriver  2013).  Demgegenüber  steht  die  Position,  dass

bislang weder die Verfassung geändert noch mit der 1%-Klausel gebrochen wurde und

dies  auf  absehbare  Zeit  auch  nicht  geschehen  wird  –  allein  aufgrund  finanzieller

Knappheit,  die  durch  die  anhaltende  wirtschaftliche  Stagnation  sowie  den  rapiden

demographischen Wandel noch verstärkt wird (vgl. Sheen 2013: 300-303). Extern sucht

Japan nach einer Stärkung des amerikanisch-japanischen Bündnisses sowie dem Ausbau

anderer regionaler Kooperationen. Nachdem die amerikanisch-japanischen Beziehungen

zu Beginn der 1990er Jahre in eine Art Sinnkrise geraten waren und der wirtschaftliche

22



Aufstieg Japans gleichzeitig in den USA zunehmend als Bedrohung aufgefasst worden

war,  erfolgte  gegen  Mitte  des  Jahrzehnts  eine  Neuausrichtung  des  Bündnisses.

Insbesondere  nach  der  Taiwan-Krise  1995/96  gewannen  die  Argumente  der  China-

threat  Theorie  an  Glaubwürdigkeit.  In  einer  gemeinsamen  Erklärung  des

amerikanischen  Präsidenten  Bill  Clinton  mit  dem  japanischen  Premier  Hashimoto

Ryutaro  erfolgte  denn  auch  eine  Neujustierung  der  Allianz.  China  und  Nordkorea

wurden  als  primäre  Bedrohungen  ausgemacht;  der  Ausbau  gemeinsamer

Verteidigungsstrukturen und eine effizientere Koordination wurden beschlossen (vgl.

Drifte  2003:  91-94).  Seitdem  sind  die  USA  bestrebt,  Japan  auch  in  etwaige

Verteidigungsanstrengungen  gegen  eine  militärische  Wiedervereinigung  Taiwans  mit

Festlandchina einzubinden. Zwar reagieren japanische Politiker, da sie die Beziehungen

zu China nicht strapazieren wollen,  diesbezüglich zurückhaltend – die chinesische Seite

erkennt dennoch Anzeichen einer entstehenden Dreier-Allianz und ist dementsprechend

besorgt (vgl. Li 2009: 123-127). Entsprechende verfassungsrechtliche Einschränkungen

wurden erst kürzlich von japanischer Seite aus dem Weg geräumt, indem Japan nun

erstmals das Recht  auf kollektive Selbstverteidigung eingeräumt wird (vgl.  Richards

2014 B). Andererseits möchte Japan den amerikanischen Bündnispartner ungern vor den

Kopf stoßen, da dies letzten Endes die eigene Sicherheit maßgeblich beeinträchtigen

würde.  Drifte  beschreibt  diese Problematik als  ein Dilemma zwischen  entrapment –

Japan bindet sich zu eng an die USA und gerät deswegen in Konflikte mit China – und

abondenment –  die  USA verstärken  ihre  Kooperation  mit  China  und  lassen  Japan

verteidigungspolitisch isoliert zurück. Dieses Dilemma ist schwer aufzulösen und stellt

somit eine gewaltige Herausforderung für die japanischen Eliten dar (vgl. Drifte 2003:

9f.). 

Als externes balancing können auch die Bemühungen Japans gewertet werden, andere

regionale Kooperationen zu verstärken, indem strategische Partnerschaften mit anderen

Staaten,  die  sich ebenso von China bedroht  fühlen,  geschlossen werden.  Neben den

Staaten der ASEAN und Taiwan ist dies vor allem in Bezug auf Indien zu beobachten,

das, ähnlich wie Japan, territoriale Streitigkeiten mit China austrägt (vgl. Meyer 2011:

100-102). Die verstärkten diplomatischen Bemühungen Japans zeigen sich auch darin,

dass Abe Shinzo allein in seinem ersten Jahr7 als Premierminister 30 Staaten besuchte,

7 Gemeint ist hier seine noch währende zweite Amtszeit seit 2012.
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während zu Zeiten des Kalten Krieges allenfalls die Beziehungen zu den USA wirklich

gepflegt wurden (vgl. Inoguchi 2014: 110). In diesem Zusammenhang können auch die

japanischen Bemühungen, einen ostasiatischen Regionalismus zu fördern,  verstanden

werden.  Die Entwicklung einer  auf  gemeinsamen Werten gegründeten ostasiatischen

Staatengemeinschaft wäre geneigt, dem chinesischen Aufstieg auch eine Form der soft

power entgegenzustellen (vgl. Sohn 2010).

Als weiteres strategisches Interesse Japans kann das Streben nach einer international

einflussreicheren Rolle gelten. Als drittgrößte Volkswirtschaft der Welt und einer der

primären Finanziers internationaler Institutionen versuchte Japan verstärkt in der Mitte

des  vergangenen  Jahrzehnts  eine  Mitgliedschaft  im  UN-Sicherheitsrat  zu  erwirken.

Insbesondere  der  aggressive  chinesische  Protest  –  für  eine  Petition  wurden

beispielsweise 44 Millionen Unterschriften gegen einen japanischen Sitz gesammelt –

vereitelten diesen Wunsch jedoch (vgl. Hagström 2008: 225). Daneben engagiert sich

Japan  stark  in  der  Institutionalisierung  Ostasiens.  Zahlreiche  wirtschaftliche  und

sicherheitspolitische Foren wurden nicht zuletzt aufgrund japanischen Engagements ins

Leben gerufen oder  aufgewertet  (vgl.  Goh 2011:  897-900).  Neben dem Ausbau der

diplomatischen globalen Präsenz baut Japan auch seine militärische aus. Nach mehreren

Gesetzen und großzügigen Verfassungsauslegungen ist Japan mittlerweile in zahlreichen

UN-Friedensmissionen  involviert.  Dabei  engagieren  sich  japanische  Truppen  jedoch

nicht in  Kampfeinsätzen,  sondern leisten logistische Unterstützung oder helfen beim

Wiederaufbau in von Kriegen versehrten Gebieten (vgl. Singh 2013: 110-117). 

Schließlich sollten auch im japanischen Fall  wirtschaftliche Erwägungen nicht außer

Acht gelassen werden. Die Sicherheit von Seewegen ist für Japan noch von größerem

Interesse  als  für  China,  besitzt  es  doch  nur  über  diese  die  Möglichkeit  des

Außenhandels.  Der  Wohlstand  und  das  wirtschaftliche  Potential  Japans  hängen  –

aufgrund mangelnder eigener Ressourcen – fundamental von fossilen Energieimporten

ab (vgl. Emmers 2010: 32). Diese Problematik verschärfte sich durch den verheerenden

Tsunami im März 2011 noch weiter. Mit dem Wegfall beziehungsweise Rückbau der

japanischen  Atomenergie  stieg  die  Bedeutung  fossiler  Energieträger  weiter  an  (vgl.

Klein/Winkler 2012: 172). In diesem Zusammenhang kann auch der Wunsch Japans
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nach Beibehaltung des Status quo in der Taiwanfrage verstanden werden. Sowohl eine

Wiedervereinigung als auch jedwede militärische Auseinandersetzung hätte für Japans

Energieimporte massive Auswirkungen, da ein Großteil hiervon durch die Taiwanstraße

transportiert  wird.  Im  Falle  einer  Wiedervereinigung  hätte  nun  China  die  alleinige

Kontrolle dieses überlebenswichtigen Seeweges. Eine Eskalation, beispielsweise durch

die Erklärung einer taiwanesischen Unabhängigkeit, würde den Warenverkehr ebenso

belasten. 

Die  Interpretation  und  Gewichtung  der  genannten  Interessen  unterliegt  der

Wahrnehmung Japans nach dem eingangs beschriebenen Kontinuum. Das Streben nach

internationalem  Machtzuwachs  kann  einerseits  im  Sinne  einer  Normalisierung

verstanden  werden,  die  Japan  lediglich  den  nach  wirtschaftlichem  Gewicht  und

Bevölkerungszahl ohnehin zustehenden Einfluss sichern möchte – und zwar nicht nur

wirtschaftlich  wie  in  den  Zeiten  des  Kalten  Krieges,  sondern  auch  politisch.  Als

Schlüsselereignis sei wiederum an den Zweiten Golfkrieg erinnert, der als endgültiges

Scheitern japanischer „Scheckbuchdiplomatie“ gewertet werden kann. Das japanische

Handeln  könnte  jedoch  ebenso  als  Ausdruck  eines  Strebens  nach  Weltgeltung  und

regionalem  Führungsanspruch  angesehen  werden.  Forderungen  nach  einer

Verfassungsrevision und einer internationalen Präsenz der SVS erscheinen dann nicht

mehr  als  Normalisierungsbestrebungen,  sondern  als  erste  Schritte  zurück  zu  einer

offensiven Außenpolitik. 

Entscheidungsfindung:

Dieselben  Muster  der  Interpretation  –  Normalisierung  versus  schleichende

Militarisierung – lassen sich auch in Bezug auf die Entscheidungsfindung und deren

umfassende Veränderungen während der letzten Jahrzehnte beobachten. Während des

Kalten  Krieges  wurde  die  japanische  Politik,  trotz  demokratischer  Verfassung,

vorwiegend von einer Trias aus führenden Wirtschaftsunternehmen, LDP-Spitzen sowie

der  einflussreichen  Ministerialbürokratie  bestimmt.  Insbesondere  in  der  außen-  und

sicherheitspolitischen Arena konnte letztere eine herausragende Position beanspruchen

und  sorgte  hier  für  eine  pragmatische,  minimalistische  Politik.  Der  Einfluss  der

Exekutive und des Militärs  war dabei verschwindend gering (vgl.  Singh 2013: 132-
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140). Die 1990er und 2000er Jahre sahen jedoch erhebliche Bemühungen, den Einfluss

der  Bürokratie  zurückzudrängen.  Ein  Grund  hierfür  ist  in  der  Entstehung  eines

kompetetiven politischen Systems zu suchen, in dem nicht länger allein die LDP in der

Lage ist Regierungsverantwortung zu übernehmen. Hinzu kamen die Auswirkungen des

Zweiten Golfkrieges, der die Isolationsängste – insbesondere aufgrund einer etwaigen

Abkehr der USA – in Japan weiter bestärkte (vgl. Singh 2013: 140-143). So wurde der

Einfluss  der  Exekutive  in  der  Außen-  und  Verteidigungspolitik  durch  zahlreiche

Reformen ausgeweitet.  Die Fäden laufen nun beim Premierminister zusammen. Eine

weitere,  für  die  Sicherheitspolitik  entscheidende,  Reform  umfasst  den  Ausbau  der

japanischen  Verteidigungsbehörde  zu  einem  vollwertigen  Ministerium.  Bis  dahin

politisch  eher  unbedeutend,  wurden  dessen  Kompetenzen  nun  deutlich  ausgebaut.

Damit erweiterten sich – wenn auch in begrenztem Umfang – die sicherheitspolitischen

Gestaltungsmöglichkeiten  der  SVS-Spitzen.  Diese  besitzen  nun  zumindest  gewisse

Möglichkeiten  der  Interessenartikulation  und  Einflussnahme  (vgl.  Bush  2010:  165-

170).8

Militärische Fähigkeiten und Doktrin:

Die SVS sind von ihrem Umfang her zwar im Vergleich zur chinesischen VBA eher

klein,  dafür  jedoch  deutlich  besser  ausgerüstet  und  technologisch  überlegen.  Die

japanische  Marine  kann  für  sich  beanspruchen,  die  modernste  und  effizienteste  im

ostasiatischen  Raum  zu  sein.  Hinsichtlich  der  etwaigen  Verteidigung  maritimer

Interessen  stellt  auch  die  japanische  Küstenwache  einen  bedeutenden  Faktor  dar.

Zahlenmäßig und technologisch gut gerüstet, besitzt sie gegenüber der Marine der SVS

den Vorteil deutlich flexiblerer Einsatzregeln (vgl. Cole 2013: 71-74.). Trotzdem bleibt

Japan auf absehbare Zeit verteidigungspolitisch vom Bündnis mit den USA abhängig.

Diese unterhalten zahlreiche Luft- und Marinebasen auf japanischem Territorium und

stellen  noch  immer  einen  nuklearen  Schutzschild  bereit.  Sowohl  die  militärische

Präsenz der USA in Ostasien im Allgemeinen als auch ihre atomaren Kapazitäten im

Besonderen werden von zahlreichen Autoren als für die gesamte Region stabilisierend

gesehen (vgl. Goh 2011: 888-892). Die Entwicklung japanischer Atomwaffen erscheint

8 Die  analysierten  Dokumente  spiegeln  dieses  System  wider,  indem  die  zentralen  außen-  und
sicherheitspolitischen  Akteure,  also  das  Außen-  und  das  Verteidigungsministerium  sowie  der
Premierminister einschließlich seines Stabes einbezogen wurden. 
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zwar als technologisch in kürzester Zeit durchführbar, ließe sich jedoch innenpolitisch

kaum durchsetzen – das Trauma der atomaren Vernichtung Hiroshimas und Nagasakis

wirkt  tief  im  kollektiven  Gedächtnis  Japans  –  und  würde  die  Außenbeziehungen,

insbesondere zu den USA, zu stark strapazieren (vgl. Tamamoto 2009: 68f.). Es sollte

jedoch darauf hingewiesen werden, dass Krisen in der amerikanisch-japanischen Allianz

und damit ein Wegfall des nuklearen Schutzschildes durchaus japanischen Stimmen, die

eigene  nukleare  Kapazitäten  fordern,  Auftrieb  verleihen  könnte.  Der  Fokus  der

japanischen  Verteidigungspolitik  liegt  jedoch  auf  konventionellen  Kapazitäten  in

Zusammenarbeit  mit  den  USA.  Diese  erlebte  in  den  letzten  Jahren  einen  stetigen

Zuwachs.  Zu  amerikanisch-japanischen  Manövern  traten  der  Ausbau  gemeinsamer

Organisationsfähigkeiten  sowie  Bemühungen,  einen  wirksamen  Raketenschild  zu

errichten.  Bei  voller  Einsatzfähigkeit  soll  dieser  Schutz  gegen  Raketenangriffe  aus

Nordkorea und China bieten und damit die Effizienz der chinesischen A2/AD Strategie

unterminieren (vgl. Easton/Schriver 2013: 20-22). 
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 2.3 Aktuelle Konflikte

Nachdem nun Interpretationen der allgemeinen Interessen Chinas und Japans dargelegt

wurden,  soll  der  Blick  jetzt  auf  die  für  diese  Arbeit  relevanten  gegenwärtigen

Konfliktlinien gerichtet werden. Zunächst werden Themen behandelt, die direkt aus der

konflikthaften  Geschichte  beider  Länder  resultieren.  Neben  Besuchen  japanischer

Politiker  am  Yasukuni-Schrein,  werden  die  Beziehungen  durch die  mangelnde

Aufarbeitung  japanischer  Kriegsverbrechen,  wie  den  Menschenversuchen  in  der

Mandschurei, dem Massaker von Nanjing und der Zwangsprostituierung chinesischer

Frauen  sowie  deren  Verarbeitung  in  japanischen  Schulbüchern  belastet  (2.3.1).

Anschließend erfolgt ein Überblick über chinesisch-japanische Ressourcenkonkurrenz,

vorwiegend im Ostchinesischen Meer. Hierfür ist ein kleiner Exkurs hinsichtlich des

Seerechtsübereinkommens  der  Vereinten  Nationen  (SRÜ)  erforderlich,  da  dies  die

dortigen Spielregeln maßgeblich beeinflusst (2.3.2). Zuletzt wird auf das primäre – und

aufgrund  seines  Eskalationspotentials  auch  bedeutendste  –  Thema  dieser  Arbeit

eingegangen: den Konflikt um die Senkaku/Diaoyu Inseln. Hier erfolgt ein Überblick

über  die  chinesische  und  die  japanische  Sichtweise  auf  das  Thema  sowie  eine

Diskussion  hinsichtlich  der  politischen  und  militärischen  Bedeutung  der  Inseln.

Schließlich werden die jüngsten Entwicklungen des Konfliktes dargelegt (2.3.3).

 2.3.1 Historische Themen

Die Grundlage, der in diesem Kapitel behandelten Konflikte, ist vor allen Dingen im

Zweiten Japanisch-Chinesischen Krieg  (1937-1945) und hierbei  insbesondere in  den

japanischen Kriegsverbrechen zu suchen. Zentral sind hier die Aktivitäten der Einheit

731, die unter anderem an chinesischen Kriegsgefangenen biologische und chemische

Kampfstoffe  testete  sowie  das  Massaker  von  Nanjing,  das  insbesondere  in  China

symbolisch  für  die  japanische  Aggression  gesehen  wird.  Die  genauen  Schätzungen

hinsichtlich der Opferzahlen schwanken jedoch beträchtlich.  Großzügige chinesische

Schätzungen  gehen  von  bis  zu  300.000  ermordeten  Zivilisten  aus.  Zuletzt  sind  die

euphemistisch als „Trostfrauen“ bekannten Zwangsprostituierten zu nennen. Allein aus

China  wurden  bis  zu  200.000  junge  Mädchen  und  Frauen  verschleppt  und  in

japanischen  Heerlagern  sexuell  missbraucht.  Aufgrund  der  Scham  der  Betroffenen

sowie der mangelnden politischen Emanzipation von Frauen hat dieses Thema bis heute
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nicht die gleiche Aufmerksamkeit  wie andere Kriegsverbrechen erfahren (vgl.  Krebs

2009: 66, 80).  

Die Aufarbeitung japanischer Kriegsverbrechen in China und anderen Staaten Ostasiens

wurde durch die Bündnissituation des Kalten Krieges erschwert und wurde auch von

China lange Zeit nicht angeregt. Zur Zeit der Wiederaufnahme der Beziehungen war

dessen Fokus eindeutig auf wirtschaftliche Kooperation gelegt – konflikthafte Themen

wurden aus pragmatischen Gründen beiseite geschoben und auch von chinesischer Seite

aus nicht aufgearbeitet  (vgl.  Reilly 2011: 468-470). Die gewalttätige Geschichte des

Zweiten Weltkrieges entfaltete erstmals 1985 eine für die Beziehungen problematische

direkte Wirkung. Der damalige japanische Premier Nakasone Yasuhiro besuchte am 15.

August, dem Jahrestag der japanischen Kapitulation, den Yasukuni-Schrein in Tokyo.

Hier  werden die Geister gefallener Soldaten seit  der  Meiji-Restauration wegen ihrer

Hingabe für das Vaterland geehrt. Ein Politikum wurde der Schrein erst in den 1970er

Jahren, als die nicht unter staatlicher Aufsicht stehende Priesterschaft entschied, 14 in

den Tokyoter Prozessen verurteilte Kriegsverbrecher in den Schrein aufzunehmen. Der

Protest  beschränkte  sich  damals  vorwiegend  auf  die  japanische  Linke.  Erst  unter

Nakasone erhielt der Schrein seine bis heute vorhandene internationale Brisanz.  Sein

Besuch löste einen derart heftigen Sturm der Empörung in China aus, dass er für den

Rest seiner Amtszeit auf weitere Besuche verzichtete. Damit erhielt der Schrein erstmals

seine  bis  heute  wirkende  Bedeutung  als  Gradmesser  für  die  japanische  Haltung

hinsichtlich seiner imperialen Vergangenheit und aktueller Intentionen (vgl. Mochizuki

2010:  37-44).  Nakasones  Nachfolger  im  Amt  des  Premiers  schlossen  sich  dessen

Position an und verzichteten auf Besuche des Schreins  oder verrichteten diese ohne

mediale Aufmerksamkeit. Erst unter Koizumi Juni'chiro, Premier von 2001 bis 2006,

entfaltete  der  Yasukuni-Schrein  seine  Brisanz  erneut.  Dessen  Beharren  darauf,  den

Schrein  jedes  Jahr  zu  besuchen,  trug  mit  dazu  bei,  dass  die  chinesisch-japanischen

Beziehungen  unter  seiner  Amtszeit  ein  historisches  Langzeittief  erreichten  (vgl.

Hagström 2008:  224f.).  Die  auf  Koizumi  folgenden Premiers  sannen wiederum auf

Entspannung und verzichteten dementsprechend auf Besuche des Schreins.  Erst  Abe

Shinzo,  seit  2012 zum zweiten  Mal  japanischer  Premierminister,  entschloss  sich  im

Dezember  2013  zu  einem  öffentlich  stark  kritisierten  Besuch  und  löste

erwartungsgemäß große Empörung in China aus (vgl. McCurry 2013).
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Ein weiteres Konfliktfeld ergibt sich aus der Behandlung des Zweiten Weltkrieges in

japanischen  Schulbüchern.  Änderungen  werden  insbesondere  von  chinesischer  und

koreanischer  Seite  oftmals  heftig  kritisiert,  da  eine  Relativierung  der  japanischen

Kriegsschuld und Aggression befürchtet wird. Diese Befürchtungen ergeben sich aus

dem Narrativ  des  Aufstiegs  eines  rechten  Neonationalismus.  In  dieser  Interpretation

stellen  Schulbücher  eine  Möglichkeit  zur  Geschichtsrevision  dar  (vgl.

Penney/Wakefield 2008: 547-551)  

Dabei  bleibt  die  imperiale  Vergangenheit  Japans auch deswegen ein so bedeutender

Faktor  der  gemeinsamen  Beziehungen,  weil  argumentiert  werden  kann,  dass  die

Identität Chinas insbesondere aus dem Abwehrkampf gegen die japanischen Invasoren

entstanden ist (vgl. Suzuki 2007). Zur weiteren Herrschaftslegitimierung erscheint eine

Stärkung  dieser  Identität  als  probates  Mittel  für  die  KPCh.  Seit  den  1980er  Jahren

werden mit variierender Intensität patriotische Erziehungskampagnen durchgeführt, die

zumeist  antijapanisches  Gedankengut  transportieren  (vgl.  Reilly  2011:  470-472).

Demgegenüber  stehen  Teile  der  japanischen  Rechten,  die  eine  enge  Verbindung

zwischen  der  imperialen  Vergangenheit  Japans  und  dessen  Aufstieg  zu  einer

wirtschaftlichen  Großmacht  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  erkennen.  Begangene

Kriegsverbrechen werden demnach heruntergespielt  oder  geleugnet  (vgl.  Daiki  199-

203).

Bei  all  diesen  historischen  Themen  kann  diskutiert  werden,  inwieweit  sie  selbst

Auslöser  von  Spannungen  zwischen  China  und  Japan  sind  oder  ob  sie  lediglich

vorhandene Konflikte aufgreifen und somit eine Art Spiegel des allgemeinen Status der

chinesisch-japanischen Beziehungen darstellen.
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 2.3.2 Ressourcenkonkurrenz im Ostchinesischen Meer 

Sowohl für China als auch für Japan stellt die Sicherung der Energieversorgung, wie

oben erläutert, ein zentrales strategisches Interesse dar. Eng verwoben mit der Frage der

Zugehörigkeit  der  Senkaku/Diaoyu  Inseln  ist  daher  der  Status  zahlreicher  Öl-  und

Gasfelder im Ostchinesischen Meer sowie der Zugang zu den dortigen Fischreserven.

Seit  der  Entdeckung großer  Vorkommen an fossilen  Energieträgern  gegen Ende der

1960er Jahre ist deren Zugehörigkeit umstritten. Die Nutzung der Energiequellen wird

dadurch  nahezu  unmöglich  gemacht  –  ein  Problem,  das  sich  mit  dem wachsenden

Energiebedarf beider Seiten weiter verstärkt (vgl. Emmers 2010: 57-59). Eine ähnliche

Problematik ergibt sich hinsichtlich der reichhaltigen Fischgründe im Ostchinesischen

Meer. Insbesondere die massive Bevölkerungsverschiebung innerhalb Chinas zugunsten

der prosperierenden Küstenregionen ließ innerhalb der letzten Jahre den Bedarf an Fisch

rapide ansteigen und sorgte damit für weitere Spannungen mit Japan. Zusammenstöße

von Fischerbooten mit den Küstenwachen beider Länder nehmen deshalb beständig zu

(vgl. Dupont/Baker 2014).

Von  großer  Relevanz  ist  bei  sämtlichen  Fragen  der  Ressourcenverteilung  im

Ostchinesischen Meer, dass beide Staaten das Seerechtsübereinkommen der Vereinten

Nationen  von 1982  (SRÜ)  unterzeichnet  und  ratifiziert  haben.  Das  SRÜ stellt  eine

umfassende  Regelung  der  Zugehörigkeit  von  Gewässern  dar  und  gliedert  diese  in

zahlreiche Ebenen,  von denen hier  folgende von Bedeutung sind:  a)  Als  territoriale

Gewässer werden die Teile der Meere bezeichnet, die sich bis zu zwölf Seemeilen von

der  Küste  entfernt  befinden.  Die  entsprechenden  Staaten  verfügen  hier  über

weitreichende  Befugnisse  der  Rechtssetzung  und  Ressourcennutzung.  b)  Die

ausschließliche  Wirtschaftszone (AWZ) erstreckt  sich  über  maximal  200 Seemeilen.

Staaten verfügen hier über ein wirtschaftliches Alleinnutzungsrecht und ein gewisses

Maß an Jurisdiktion, beispielsweise durch die Durchsetzung von Umweltrichtlinien. Der

Luftraum über der AWZ ist hiervon jedoch nicht betroffen. c) Festlandsockel können

sich  über  bis  zu  350  Seemeilen  erstrecken.  Staaten  besitzen  hier  alleinige  Rechte

hinsichtlich der Nutzung  von im Boden befindlichen Ressourcen, verfügen jedoch über

keinerlei  speziellen  Rechte  bezüglich  der  Wasseroberfläche  und dem Luftraum über

dem Festlandsockel (vgl. Cole 2013: 31f.).

Obwohl China und Japan beide zu den Vertragsstaaten des SRÜ gehören, besitzen sie
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unterschiedliche Auslegungen ihrer  Rechte.  So beansprucht China im Bereich seiner

AWZ sowie des Festlandsockels quasi-souveräne Befugnisse und fordert beispielsweise

ausländische Kriegsschiffe dazu auf, für die Durchquerung seiner AWZ eine Erlaubnis

einzuholen, obwohl dies laut Vertragstext nicht zulässig ist (vgl. Cole 2013: 108-110).

Ebenso  gehen  die  Ansichten  auseinander,  inwieweit  der  chinesische  Festlandsockel

reicht und ob die Senkaku/Diaoyu Inseln auch als Inseln im Sinne des Seerechts zu

behandeln sind.  Beides hat  erheblichen Einfluss auf  die  Bestimmung der  jeweiligen

Rechte im Ostchinesischen Meer (vgl. Emmers 2010: 50f.). Da bislang keine für beide

Seiten  akzeptable  Position  gefunden  wurde,  bestimmte  die  japanische  Regierung

unilateral  eine  Seegrenze  zwischen  beiden  Ländern.  Dieser  Median,  von  China

allenfalls  indirekt  anerkannt,  bildet  für  Japan  die  Grundlage  seiner  Tätigkeiten  im

Ostchinesischen Meer (vgl. Bush 2010: 67f.). 
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 2.3.3 Die Senkaku/Diaoyu Inseln

Die  Zugehörigkeit  der  Senkaku/Diaoyu  Inseln  ist  seit  der  Wiederaufnahme  der

Beziehungen 1972 umstritten. Um die Entspannung jedoch nicht zu gefährden, drang

die chinesische Seite lange Zeit nicht auf eine endgültige Klärung der Besitzrechte –

formell hielt sie gleichwohl an ihrem Anspruch stets fest. Dieser Anspruch gründet sich

auf  folgender  Sicht:  Die  Inseln  werden  bereits  in  Dokumenten  der  Ming-Dynastie

erwähnt und als Teil Chinas betrachtet. Im Vertrag von Shimonoseki wurden sie als Teil

Taiwans  an  Japan  abgetreten.  In  der  Kairoer  Deklaration  während  des  Zweiten

Weltkrieges brachten die Alliierten zum Ausdruck, dass sämtliche Territorien, die Japan

von China übernommen hatte,  zurückzugeben seien.  Hierunter  zählt  die  chinesische

Regierung auch die Senkaku/Diaoyu Inseln. Die japanische Seite hingegen begründet

ihren Anspruch einerseits darin, dass die japanische Regierung 1879 die Kontrolle über

das  Königreich  Ryukyu  –  eine  Inselgruppe,  die  das  heutige  Okinawa  umfasst  –

übernahm und damit  auch  die  über  die  Senkaku/Diaoyu  Inseln.  1895 wurden diese

formell annektiert. Andererseits stellt Japan heraus, dass die USA nach dem Zweiten

Weltkrieg  die  Kontrolle  über  die  Inseln  übernahmen  und  diese,  gemeinsam  mit

Okinawa,  1972  an  Japan  zurückgaben.  Beide  Erzählungen  leiden  unter  gewissen

Defiziten: So erwähnt der Vertrag von Shimonoseki die Inseln nicht explizit, was die

chinesische  Darstellung  erschwert.  Die  japanische  Auffassung  ist  jedoch  ebenso

unzureichend. Die USA bestanden darauf, dass sie lediglich die administrative Kontrolle

zurückgaben – sie bezogen keinerlei Position in Bezug auf Souveränitätsfragen (vgl.

Bush 2010: 71).  

Problematisch am chinesischen Anspruch ist des Weiteren, dass er erstmals gegen Ende

der 1960er Jahre erhoben wurde, als eine UN-Untersuchung die Möglichkeit riesiger

Öl-  und Gasfelder  in  Umgebung der  Senkaku/Diaoyu Inseln offenbarte.  Wie bereits

erwähnt, spielten die Inseln für die chinesisch-japanischen Beziehungen dennoch lange

Zeit  keine  bedeutende  Rolle.  Um  die  Jahrtausendwende  spitzte  sich  die  Situation

hingegen zu. Nationalistische Gruppen auf beiden Seiten verstärkten ihre Bemühungen

auf  den  –  unbewohnten  –  Insel  zu  landen  und  wahlweise  Flaggen  zu  hissen  oder

Gebäude zu errichten. Zudem mehrten sich Zwischenfälle, in denen chinesische Schiffe

in  „japanische“  Hoheitsgewässer  eindrangen  (vgl.  Drifte  2003:  49-55).  Der

bedeutendste,  weil  politisch  brisanteste,  Zwischenfall  der  letzten  Jahre  geschah  im
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September 2010 als ein Schiff der japanischen Küstenwache in der Nähe der Inseln auf

ein  chinesisches  Fischerboot  stieß,  das  sich  weigerte  die  von  Japan  beanspruchten

Hoheitsgewässer zu verlassen. Nach einer Verfolgungsjagd kam es schlussendlich zu

einer  Kollision;  die  Mannschaft  des  chinesischen  Bootes  wurde  verhaftet.  Die

chinesische Regierung protestierte  vehement  gegen das  aus  ihrer  Sicht  sehr  harsche

Vorgehen der Japaner. Zugleich kam es in großen chinesischen Städten zu zahlreichen

antijapanischen Protesten. China setzte kurz darauf zahlreiche diplomatische Kanäle zu

Japan aus und nahm seinerseits vier japanische Staatsangehörige fest, die sich in einem

militärischen Sperrgebiet aufgehalten hatten (vgl. Hagström 2012: 272-275). Die kurz

darauf  erfolgte  Freilassung  des  chinesischen  Kapitäns  wurde  medial  und

wissenschaftlich  als  Indiz  für  eine  Machtverlagerung  in  Ostasien  zugunsten  Chinas

gewertet.  Demnach  sei  Japan  unter  dem chinesischen  Druck  eingeknickt.  Hagström

weist  jedoch  darauf  hin,  dass  auch  andere  Interpretationen  möglich  sind.  So  kann

beispielsweise die Verhaftung der Japaner kaum als Vergeltung betrachtet werden, da

diese  de  facto eine  Gesetzeswidrigkeit  begangen  hatten.  Auch  die  Freilassung  des

chinesischen Kapitäns ist  für  Hagström kein Zeichen der  Schwäche,  reagierte  Japan

doch bei ähnlichen Vorkommnissen zumeist deutlich schwächer. Schließlich habe der

Zwischenfall Japan sogar handfeste machtpolitische Vorteile gebracht, indem die USA

ihre Bindung zu Japan bekräftigten (vgl. Hagström 2012: 281-290). 

Eine  weitere  Zuspitzung  des  Inselkonfliktes  erfolgte  im  August  2012.  Um  zu

verhindern,  dass  japanische  Nationalisten  die  Inseln  kaufen,  erwarb  die  japanische

Regierung sie selbst und löste damit einen Sturm der Empörung in China aus, das seine

militärische Präsenz in der Gegend daraufhin erhöhte (vgl. Dittmer 2013: 8). Zuletzt

verschärfte die chinesische Ankündigung, ihre Luftüberwachungszone (ADIZ) über die

Senkaku/Diaoyu Inseln auszudehnen, den Konflikt. Die Häufigkeit an Zusammenstößen

chinesischer  und  japanischer  Einheiten  hat  seitdem  nochmals  zugenommen  (vgl.

Dittmer 2014: 7-9).  

Was  die  Gründe  für  die  scheinbar  zunehmende  Schärfe  der  Auseinandersetzung

anbelangt,  so lassen sich drei Dimensionen ausmachen:  1.  Der Energiebedarf  beider

Länder führt zu wachsender Konkurrenz. Den Senkaku/Diaoyu Inseln kommt demnach

insofern Bedeutung zu, dass die Zugehörigkeit der Inseln das Festlegen der jeweiligen

AWZ und somit  die  Zugriffsrechte  über  die  vorhandenen Öl-  und Gasfelder,  sowie

34



Fischereirechte,  bestimmt9 (vgl.  Emmers  2010:  50f.).  2.  Die  zunehmende

Machtkonkurrenz zwischen Japan und China regt militärische Bemühungen auf beiden

Seiten  an.  China  drängt  demnach  auf  eine  Veränderung  des  Status  quo,  um  seine

strategische Tiefe zu erweitern und Japan und die USA aus chinesischen Gewässern zu

verdrängen, was letztlich eine Wiedervereinigung mit Taiwan begünstigt (vgl. Easton

2013: 4-6). Darüber hinaus, so manche Beobachter,  wird ein diplomatischer Ausgleich

dadurch  verhindert,  dass  China  und  Japan  Regionalmächte  sind,  die  über  große

wirtschaftliche  und  militärische  Mittel  verfügen  und  sich  damit  auf  Augenhöhe

begegnen, was Lösungen erschwert (vgl. Yee 2011: 174-177). 3. Schließlich können die

Senkaku/Diaoyu Inseln auch von ihrer ideellen Bedeutung her betrachtet werden. Der

Konflikt um die Inseln ist in diesem Sinne eine Statusfrage, in der China und Japan

auch versuchen, innenpolitische Interessen zu bedienen (vgl. Bush 2010: 75). Diese drei

Dimensionen  schließen  sich  nicht  aus  und  können  sich  durchaus  wechselseitig

beeinflussen.

9 Siehe hierzu auch Kapitel 2.3.2.
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 3 Theoretische Grundlagen

Der  theoretische  Hintergrund  des  empirisch-methodischen  Teils  dieser  Arbeit  ist  im

Symbolischen Interaktionismus  nach Herbert  Blumer  zu  finden.  Dem Symbolischen

Interaktionismus liegen drei Prämissen über das menschliche Handeln – auch das von

kollektiven Akteuren und in diesem Fall speziell von Staaten –  zugrunde. 1. Menschen

handeln Dingen gegenüber auf der Grundlage der Bedeutung, die diese Dinge für sie

besitzen. 2. Bedeutungen sind das Produkt symbolischer Interaktionen. 3. Symbolisch

deshalb, weil sie durch Interpretationen des Handelns des Gegenübers bestimmt sind

(vgl. Blumer 2013: 64).

Dabei geht der Symbolische Interaktionismus in seiner Handlungstheorie über andere

vergleichbare  Denkgebäude  hinaus.  Soziale  Interaktion  wird  nicht  als  gegeben

betrachtet, sondern in ihrer für das menschliche Zusammenleben konstitutiven Wirkung

anerkannt.  Die  Handlungen  anderer  Akteure  sind  bei  jeglichem  Agieren  von

fundamentaler Bedeutung. Dabei kommt jedweder Handlung kein objektiver Charakter

zu.  Sie  ist  in  dem  Sinne  stets  als  symbolisch  zu  verstehen,  dass  ihnen  Sinn

zugesprochen werden muss – und zwar vom Handelnden selbst als auch von seinen

Interaktionspartnern (vgl. Blumer 2013: 71-73). 

Die Verkettung von individuellen Handlungen ermöglicht kollektives Handeln. Soziale

Ordnung  ist  das  Produkt  einer  Ritualisierung  dieser  Verkettungen  zu  verfestigten

Bedeutungszuweisungen. Wenn diese stabil sind, lässt sich von Alltag sprechen. Neue

Situationen,  die  beständig  entstehen,  können  sich  als  Problem  für  existierende

Handlungsroutinen erweisen. Solche Krisen erfordern neue Interpretationen und damit

letztlich neue Bedeutungszuweisungen (vgl. Blumer 2013: 83-85). Im vorliegenden Fall

ließe sich demnach Fragen, inwieweit veränderte Rahmenbedingungen – beispielsweise

das Ende des Kalten Krieges oder der wirtschaftliche Aufstieg Chinas  – bestehende

Bedeutungszuweisungen in Frage stellen. Dabei ist zu beachten, dass, Blumer zufolge,

jede Handlung durch bisherige Erfahrungen geprägt ist. Akteure verfügen damit über

ein  sich  im  Laufe  der  Zeit  herausgebildetes  Bedeutungsset,  aus  dem sie  beständig

schöpfen (vgl. Blumer 2013: 87). 

Und  exakt  hier  setzt  der  zweite,  für  diese  Arbeit  maßgebende,  Begriff  an:

Wahrnehmung. Sie stellt die zur Interpretation von Handlungen nötigen Muster bereit.
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Um  also  konkrete  Bedeutungszuweisungen  verstehen  zu  können,  ist  es  nötig  die

zugrundeliegenden Wahrnehmungsmuster zu kennen. Diese wiederum werden, ganz im

Sinne Blumers, insbesondere von den bisherigen Erfahrungen eines Akteurs geprägt.

Sie  beeinflussen  die  Erwartungen,  die  Akteure  gegenüber  Anderen  besitzen.  Und

Erwartungen wiederum sind ein konstitutiver Faktor für Wahrnehmung. In den Worten

Richards Heuers,  eines  langjährigen CIA-Analysten:  „We tend to  perceive  what  we

expect  to  perceive.“  (Heuer  1999:  8) Dabei  ist  zu  beachten,  dass  die

Erfahrungsabhängigkeit  von  Wahrnehmung  ähnlich  wie  die  Etablierung  spezifischer

Denkmuster  grundsätzlich  nicht  negativ  ist,  sondern,  im  Gegenteil,  erst  komplexes

menschliches  Handeln  ermöglicht  (vgl.  Heuer  1999:  9-11). Auch  Robert  Jervis,

Politikwissenschaftler und zeitweise Berater verschiedener US-Geheimdienste, betont

die Bedeutung von Theorien als präformierte Denkmuster. Demnach ist die menschliche

Wahrnehmung  sehr  stark  von  etablierten  Glaubenssystemen,  die  Aussagen  über  das

Funktionieren der sozialen Welt enthalten, geprägt. Diese sind wiederum primär von

bisherigen  Erfahrungen  abhängig.  Daraus  ergibt  sich  ein  Potential  zur

Fehlwahrnehmung der  Intentionen und Handlungen eines  anderen  Akteurs,  da  diese

stets im Rahmen des eigenen Vorurteilssystems, das in den meisten Fällen bedeutsame

Abweichungen von demjenigen des Anderen besitzt,  betrachtet  werden müssen (vgl.

Jervis  1985:  18-24).  Für  die  vorliegende Arbeit  ergibt  sich  damit  die  Aufgabe,  den

Konflikt im Ostchinesischen Meer aus der Innenperspektive der Akteure zu betrachten

und dadurch die jeweiligen Wahrnehmungen Chinas und Japans zu identifizieren. Über

die  handlungsleitende  Wirkung  dieser  Wahrnehmungen  lassen  sich  begründete

Aussagen über das gegenwärtige und zukünftige Handeln der beiden Akteure treffen. 
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 4 Methodisches Vorgehen, Datenauswahl und epistemologische 

Annahmen

Was die methodologische  Ausrichtung des Symbolischen Interaktionismus anbelangt,

plädiert Blumer für eine fundamentale Verankerung jedweder Forschung in der Empirie:

„Sie ist der Prüfstein für alle Erklärungen über die empirische Welt.“ (Blumer 2013:

90).  Zwar  erfordert  Wissenschaft  stets  die  Existenz  vorliegender  theoretischer

Fundierungen  –  schließlich  ist  gemäß  dem  Symbolischen  Interaktionismus  die

Interpretation jedes Handelns an präformierten Schemata ausgerichtet –, doch sollte dies

nicht dazu führen, bestehende Theorien der empirischen Welt überzustülpen. Offenheit

ist demnach eine Kernvoraussetzung des Wissenschaftlers (vgl. Blumer 2013: 104).

Diesen  Forderungen  entspricht  die  Grounded  Theory  Methodologie  (GTM)  nach

Anselm Strauss. Die GTM bietet kein rigides Forschungsprogramm, sondern vielmehr

gewisse Hilfsstellungen, die einer Forschung nahe an der Empirie dienlich sein sollen.

Die GTM erkennt die Bedeutung von Präkonzepten für menschliche Interpretationen an.

Reflexivität, Offenheit, sowie die Offenlegung des gesamten Forschungsprozesses sind

Mittel, dieses Problem beherrschbar zu machen (vgl. Breuer 2010: 26-29). 

Die zu analysierenden Daten werden in der Grounded Theory durch drei verschiedene,

ineinander übergehende Kodiervorgänge beleuchtet, um die gegebenen Daten auf ein

höheres Abstraktionsniveau zu überführen.10  Das offene Kodieren dient dazu, die Daten

aufzubrechen. Das Material wird hierbei von allen Seiten, zu denen der Forscher in der

Lage  ist,  betrachtet.  Durch  intensive  Vergleiche  und  Kontrastierungen  schälen  sich

hierbei gewisse Dimensionen von Eigenschaften heraus (vgl. Strübing 2004: 22f.). In

einem  zweiten  Kodierschritt,  genannt  axiales  Kodieren,  werden  bereits  gefundene

Kategorien  zueinander  in  Beziehung  gesetzt  (vgl.  Breuer  2010:  84-87).  Schließlich

erfolgt  mittels  des  selektiven  Kodierens  die  Extraktion  von  entscheidenden

Schlüsselkategorien, um die die herausbildende Theorie aufgebaut werden kann (vgl.

Breuer  2010:  92f.).  Damit  ergeben  sich  zwei  Bedeutungen  des  Theoriebegriffs.

Einerseits beschreibt er die oben erläuterten formaltheoretischen Annahmen, in diesem

Fall  den Symbolischen Interaktionismus.  Andererseits  bezeichnet  er  das Produkt  der

10 Für die konkrete Kodierarbeit wurde das Programm QDA Miner Lite verwendet. Dieses stellt eine im
Leistungsumfang  eingeschränkte  Variante  des  kostenpflichtigen  Hauptprogramms  dar.  Zusätzlich
wurde die Entwicklung des Kodierbaums mit Hilfe des Freeware Programms XMind  festgehalten.
Insbesondere  für  die  Schritte  des  axialen  und  selektiven  Kodierens,  aber  auch  zur  Erleichterung
allgemeiner reflexiver Leistungen, war letzteres äußerst nützlich.  
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empirischen  Forschung  im  Sinne  einer  gegenstandsbezogenen  Theorie  über  die

chinesisch-japanischen  Sicherheitsbeziehungen.  Der  Abschluss  des

Forschungsprozesses ist mit dem Erreichen der theoretischen Sättigung erreicht. Hier

wird angenommen, dass die Theorie eine derartige Reife erlangt hat, dass sie durch den

Einbezug weiteren Materials nicht mehr sinnvoll erweitert werden kann (vgl. Breuer

2010: 110f.).

Die  oben  beschriebene  Vorgehensweise  stellt  den  Idealtyp  eines  auf  der  Grounded

Theory basierenden Forschungsprozesses dar.  Die hier zugrundeliegende Arbeitsweise

entspricht  dem  gewiss  nicht  vollständig  –  sei  es  aus  einem  Mangel  an

Forschungserfahrung  oder  an  Zeit  –,  ist  jedoch  bemüht  sich  an  den  von  Strauß

konzipierten Kernprinzipien zu orientieren. So erfolgte die Datenauswahl gemäß dem

Gebot  des  theoretical  samplings offen,  was bedeutet,  dass  sie  nicht  vor  Beginn der

Forschung  festgelegt  wird,  sondern  an  die  spezifische  Forschungssituation  situativ

angepasst  werden  kann.  Das  ermöglichte  es,  den  Datenkorpus  während  des

Forschungsprozess  laufend  zu  ergänzen.  Analysiert  wurden  jedoch  ausschließlich  in

Textform  vorliegende  Daten,  welche  auf  Englisch  verfügbar  sind.  Neben  dem

befristeten  Zeithorizont  und  mangelnder  Forschungspraxis  lassen  sich  daher

Sprachdefizite  als  dritte  große  Hürde ausmachen.  Der  mögliche  Datenkorpus  wurde

dadurch  erheblich  eingeschränkt.  Inwieweit  diese  Arbeit  von  der  Einbeziehung  von

Material in den jeweiligen Landessprachen hätte profitieren können, kann nicht geklärt

werden.  In  jedem  Fall  hätten  sich  jedoch  dadurch  zusätzliche  Optionen  der

Kontrastierung geboten.  Dennoch war es möglich auf ein reichhaltiges Reservoir an

Textdokumenten  zurückzugreifen.  In  Anbetracht  des  knappen  Zeithorizonts  wurde

allerdings lediglich der regierungsamtliche Diskurs analysiert. Dabei gliedert sich die

Datenauswahl,  den Forschungsergebnissen entsprechend (s.u.),  in zwei Teile – einen

allgemeinen,  in  dem  es  darum  geht,  grundsätzliche,  handlungsleitende

Wahrnehmungsmuster Chinas und Japans herauszuarbeiten und einen fallbezogenen, in

dem  deren  Manifestationen  hinsichtlich  zweier  militärischer  Vorfälle  im

Ostchinesischen Meer analysiert wurden. Für den allgemeinen Teil wurden Reden von

Regierungsmitgliedern sowie Weißbücher beider Staaten analysiert. Für den speziellen

Teil  wurden auf  japanischer  Seite  vorwiegend Pressekonferenzen staatlicher  Organe,

insbesondere  des  Verteidigungsministers  Onodera  Itsunori und  des
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Chefkabinettssekretärs Suga Yoshihide, einer Art Regierungssprecher mit Ministerrang,

betrachtet. Neben vergleichbaren Dokumenten11 wurden zur Analyse der chinesischen

Positionen auch Artikel aus der parteinahen  China Daily herangezogen. Es wird hier

davon ausgegangen, dass deren Berichterstattung der Regierungslinie folgt.

Weder  meine  theoretische  Weltsicht  noch  die  gewählte  Methode  lassen  darauf

schließen,  dass  das  Ergebnis  dieser  Arbeit  die  ewig  gültige  Wahrheit  über  die

chinesisch-japanischen Sicherheitsbeziehungen ist – auch weil diese, aus meiner Sicht,

nicht  existiert.  Stattdessen  versucht  diese  Arbeit  die  Niederschrift  einer  plausiblen,

intersubjektiv  nachprüfbaren  Theorie.  Diese  stellt  –  und  daran  kann  kein  Zweifel

bestehen – meine Sicht der Dinge dar. Eine Sicht jedoch, die nach Möglichkeit auch

dem wissenschaftlichen Leser einigermaßen fundiert und nachvollziehbar erscheint. Die

Qualität  dieser  Arbeit  wird,  wie  bereits  angedeutet,  von insbesondere  drei  Faktoren

negativ beeinflusst. Neben den bereits erläuterten Sprachdefiziten und dem Mangel an

Forschungspraxis  ist  dies  das  straffe  zeitliche  Korsett  einer  Bachelorarbeit.  Die

theoretische Sättigung, welche das Ziel einer sich auf die Grounded Theory stützenden

Forschung sein muss, musste demnach durch das Prinzip der zeitlichen Sättigung ersetzt

werden. Für beide Teile  der empirischen Forschung gilt  hierbei gleichermaßen,  dass

weitere Anstrengungen von Nöten wären um die Ergebnisse mit ausreichender Validität

anzureichern. Zum jetzigen Zeitpunkt ist es daher verfrüht von einer tatsächlich in den

Daten  fundierten  Theorie  zu  sprechen  –  vielmehr  müsste  von  einer  aus  den  Daten

geborenen  Hypothesensammlung,  welche  tiefere  und  längere  Reflexion  erfordert,

gesprochen werden.  

11 Pressekonferenzen  chinesischer  Stellen  lagen  zumeist  nicht  in  vollständiger  Übersetzung  vor.
Stattdessen  werden  auf  den  entsprechenden  Internetseiten  der  Ministerien  und  Ämter
Kurzzusammenfassungen  herausgegeben  oder  die  entsprechende  Medienberichterstattung  verlinkt.
Dieses Material wurde in der Arbeit als gleichbedeutend mit direkten staatlichen Aussagen betrachtet.
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 5 Forschungsergebnisse

Die Forschungsergebnisse gliedern sich in einen allgemeinen Teil,  der grundlegende,

handlungsleitende  Wahrnehmungsmuster  Chinas  und  Japans  und  deren  Interaktion

sammelt (5.1) sowie einen speziellen Teil, der zwei chinesisch-japanische Zwischenfälle

aus dem Mai und Juni diesen Jahres untersucht (5.2). Dabei soll gezeigt werden, dass

die  chinesisch-japanischen  Spannungen  das  Resultat  von

Internationalisierungsbemühungen  beider  Staaten  sind.  Diese  wiederum  liegen  in

unterschiedlichen Wahrnehmungen makrostruktureller Entwicklungen begründet.

 5.1 Allgemeiner Teil

In diesem Abschnitt erfolgt zunächst eine Erläuterung des der Arbeit zugrundeliegenden

Konzepts (5.1.1). Es folgen Ausführungen über die verschiedenen Einflussfaktoren und

Aspekte der chinesischen und japanischen Sicherheitspolitiken (5.1.2 – 5.1.6). Dabei

wird  ein  besonderes  Augenmerk  auf  den  Konflikt  im  Ostchinesischen  Meer

einschließlich des  Disputs  um die Senkaku/Diaoyu Inseln gelegt.  Geklärt  werden in

diesen Kapiteln auch grundlegende Wahrnehmungsmuster des eigenen Handelns sowie

des Gegenübers. Abschließend erfolgt ein zusammenfassendes Zwischenfazit (5.1.7)

 5.1.1 Konzept

Diese Arbeit  operiert  mit  einem während des Kodierprozesses entwickelten Konzept

von  Sicherheitspolitik,  das  auf  fünf  zentralen  Faktoren  beruht:  Globalen  Trends,

Unsicherheitsfaktoren,  Bedrohungen, Interessen und Mitteln – alle verstanden in der

jeweiligen  handlungsleitenden  Wahrnehmung  der  Akteure.   Die  genannten  Faktoren

befinden sich in einem Zustand wechselseitiger Beeinflussung. 

Als Ausgangspunkt bietet sich die Wahrnehmung globaler Trends an. Diese Kategorie

umfasst  die  Interpretation  makrostruktureller  Prozesse  und  Strukturen  innerhalb  des

internationalen  Systems.  Sie  enthält  beispielsweise  Narrative  bezüglich  der  globalen

Machtverteilung und deren Entwicklung, der allgemeinen Sicherheitslage oder der Art

und  Weise  wie  Themen  international  bearbeitet  werden.  Globale  Trends  üben

beträchtlichen Einfluss auf die zweite Kategorie, die Unsicherheitsfaktoren, aus. Diese

beschreiben  auf  einer  Art  Mesoebene  Strukturen,  Prozesse  und  Probleme,  die  sich
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negativ auf die Sicherheit des Akteurs ausüben. Sie manifestieren sich durch konkrete

Bedrohungen, denen durch entsprechende Mittel entgegengetreten wird. Die von einem

Akteur  verwendeten  Mittel werden  wiederum  entscheidend  von  dessen  jeweiligen

Interessen bestimmt. Letztere ergeben sich aus der inneren Situation des Akteurs sowie

seiner  internationalen  Position,  weswegen  globalen  Trends hier  eine  maßgebliche

Bedeutung zukommt. An dieser Stelle ist auf die enge Verwandtschaft der Kategorien

Interessen und  Bedrohungen hinzuweisen. Simpel ausgedrückt, stellt jedwede Aktion,

die sich gegen nationale Interessen richtet, eine Bedrohung dar. Eine Unterscheidung ist

dennoch  sinnvoll,  da  es  Interessen ohne  Bedrohungen geben  kann  beziehungsweise

manche Interessen weniger Widerstand – und damit ein geringeres Bedrohungspotential

– aufweisen als andere. 

Die  von  einem  Akteur  angewandten  Mittel werden  jedoch  nicht  nur  durch  seine

Interessen beeinflusst, sondern auch durch globale Trends, indem diese durch formelle

und informelle  Institutionen eine spezifische Rahmung für das Handeln des Akteurs

bereitstellen.  Zudem beeinflusst natürlich auch die konkrete  Bedrohung die Art ihrer

Bearbeitung.  Schließlich  besitzen  die  von einem Akteur  zur  Anwendung gebrachten

Mittel auch  das  Potential,  bestehende  globale  Trends zu  verstärken  oder

abzuschwächen.

 

 5.1.2 Globale Trends

China artikuliert ein dezidiert positives Bild der globalen Entwicklung – von einer Welt

der  hegemonialen  Ungerechtigkeit  hinzu  einer  multipolaren  Welt,  die  sämtlichen

Akteuren Gerechtigkeit und Sicherheit garantiert:

The global trends toward economic globalization and multi-polarity are intensifying, cultural  
diversity is increasing, and an information society is fast emerging. The balance of international 
forces  is  shifting  in  favor of  maintaining world  peace,  and  on  the  whole  the  international  
situation remains peaceful and stable. (Informationsbüro des Staatsrates Chinas 2013: 2)

Demnach  führen  Prozesse  der  Globalisierung  zu  wachsender  internationaler

Interdependenz. Diese bietet zunehmend auch den bisher unterprivilegierten Staaten die

Möglichkeit zur Modernisierung. Gleichzeitig wird der Handlungsrahmen von Staaten

enger geschnürt, Gewalt zunehmend geächtet und damit letztlich eine Pazifizierung der

internationalen Beziehungen bewirkt. 
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Hinter diesem positiven Bild steht jedoch die Wahrnehmung einer zutiefst ungerechten

Weltordnung,  dessen  Legitimität  zunehmend  in  Frage  gestellt  wird.  Die  von  China

wahrgenommene  Multipolarisierung  stellt  eine  explizite  Herausforderung  für  die

internationale  Ordnung  dar,  die,  wie  später  noch  deutlich  gemacht  wird,  aus

chinesischer Sicht notwendig und gerecht ist. Erste Wirkungen dieser Entwicklungen

sind bereits erkennbar – durch den Aufstieg zahlreicher Schwellenländer, insbesondere

aber durch den rapiden Bedeutungsgewinn, den Asien innerhalb der letzten Jahrzehnte

erfahren hat. Das internationale System wandelt sich somit vermehrt von einer westlich

dominierten  Ordnung  der  Differenzierung  zwischen  Privilegierten  und

Nichtprivilegierten  zu  einer  egalitären  Ordnung  der  allgemeinen  Sicherheit  und

Prosperität. 

Die japanische Wahrnehmung weist zwar gewisse Parallelen zur chinesischen auf, ist in

ihrer Interpretation jedoch diametral. Auch Japan erkennt Prozesse der Globalisierung

und schreibt diesen das Potential zu, globale Kooperationsmöglichkeiten zu erweitern –

Kooperationsmöglichkeiten,  die  angesichts  der  Reichweite  heutiger  Bedrohungen

jedoch auch dringend erforderlich sind:

As interdependence among countries expands and deepens, there is a growing risk that unrest in 
the global  security  environment  or  a security  problem in a single  country or  region  could  
immediately develop into a security challenge or destabilizing factor for the entire international 
community. (Nationaler Sicherheitsrat Japans 2013: 1)

Probleme  wie  transnationaler  Terrorismus,  Klimawandel  oder  Finanzkrisen  sind  im

nationalstaatlichen Rahmen nicht mehr lösbar. Es erfordert daher ein Maß an globaler

Zusammenarbeit,  das  derzeit  nicht  erkannt  wird.  Vielmehr  nimmt  Japan  eine

zunehmend unsichere Lage wahr – und zwar regional und global. So wird ein Trend

weltweiter  militärischer  Aufrüstung  erkannt.  Aufstrebende  Staaten  streben  eine

Multipolarisierung der internationalen Ordnung und damit eine Revision des Status quo

an. Die Verlagerung der US-Macht nach Asien wird auch als Reaktion hierauf gewertet.

Somit wirken eben die Prozesse der Multipolarisierung, die von China als pazifizierend

geschildert werden, aus japanischer Sicht primär destruktiv und lassen die internationale

Sicherheitsarchitektur  weiter  erodieren.  In  diesem  Sinne  ist  die  japanische

Wahrnehmung eines wachsenden Bedarfs an globaler Kooperation als einzig denkbares

Mittel gegen einen weiteren Abbau an Sicherheit zu verstehen.
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Es muss betont werden, dass beide Sichtweisen sehr stark mit den jeweiligen nationalen

Interessen in Verbindung stehen und als Legitimationsgrundlage ihres Handelns dienen.

So ist  China,  wie  weiter  unten  noch deutlich  gemacht  werden wird,  aktiv  an  einer

Änderung  des  internationalen  Status  quo  gelegen.12 Der  Zuwachs  an  eigenen

Machtmitteln und dem anderer Schwellenländer bedeutet relativ gesehen naturgemäß

eine  Schwächung  der  westlichen  Welt.  Diese  Machtverlagerung  ist  jedoch  aus

chinesischer Sicht gerecht,  da die vom Westen errichtete Ordnung Privilegien für ihre

Gründer enthält.

Ein ähnliches Muster ist in der japanischen Wahrnehmung zu erkennen. Der Bedarf an

internationaler Kooperation führt hier zur Erkenntnis – beziehungsweise legitimiert –,

dass Japan seine isolierte Rolle in der Welt abstreifen muss. Eine Internationalisierung

Japans,  die  nicht  nur  wirtschaftliche  und  diplomatische  Mittel,  sondern  auch

militärische  umfasst,  ist  die  Folge.  Diese  Internationalisierung  dient  dabei  in  der

Selbstwahrnehmung  Japans  nicht  nur  nationalen  Interessen,  sondern  der  gesamten

internationalen Gemeinschaft in deren Dienst Japan seine Macht stellen möchte. 

 5.1.3 Unsicherheitsfaktoren

Die Unsicherheitsfaktoren, denen sich China gegenübersieht, können primär als Erbe

der  alten  internationalen  Ordnung  betrachtet  werden.  So  verfügen  aus  chinesischer

Wahrnehmung noch immer gewisse Verhaltensweisen über Einfluss, die der globalen

Sicherheit  abträglich  sind,  beispielsweise  das  Streben  mancher  Staaten  nach  einer

hegemonialen Position oder die  Missachtung der nationalen Souveränität  durch eine

Kultur des Interventionismus. Derartiges Verhalten ist das Resultat einer Denkweise, die

Konkurrenz über gemeinsamen Vorteil stellt:

We need to keep pace with the changing circumstances and evolving times. One cannot live in 
the 21st century with the outdated thinking from the age of Cold War and zero-sum game. 
(Xi 2014 A)

 

12 Es kann nun eingewendet werden, dass Forderungen nach internationaler Gerechtigkeit lediglich ein
Deckmantel sind, um Chinas Macht zu mehren und selbst in eine hegemoniale Position zu gelangen.
Diese Sichtweise besitzt ihre Existenzberechtigung, denn zahlreiche chinesischen Handlungen lassen sich
damit erklären. Da es jedoch das Ziel dieser Arbeit ist, die Perspektiven beider Akteure nachvollziehen zu
können,  erscheint  die  Interpretation  Chinas  als  einer  aggressiven  Macht,  die  einzig bestrebt  ist,  den
internationalen Status quo zu seinen Gunsten zu verändern, als voreilig.  Es wird daher versucht,  das
Handeln beider  Staaten nachzuzeichnen,  nachzuvollziehen und in seinen Hintergründen zu verstehen.
Eine vorschnelle Verurteilung Chinas ist aus meiner Sicht weder wissenschaftlich noch politisch sinnvoll,
sondern weist im Falle des Wissenschaftlers auf einen Mangel an Reflexionsbereitschaft hin und birgt im
Falle des Politikers die Gefahr der Verengung diplomatischer Möglichkeiten. 
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Zu diesen globalen Unsicherheitsfaktoren, treten spezifisch chinesische, die vorwiegend

innenpolitischer  Natur  sind.  Ethnische  und  religiöse  Spannungen  sind  hier  neben

Dysfunktionen  des  politischen  Systems,  namentlich  der  grassierenden  Korruption

innerhalb der KPCh, zu nennen.

Auf  japanischer  Seite  lassen  sich  wiederum  andere  Muster  identifizieren.  Als  ein

zentraler  Unsicherheitsfaktor  wird  hier  die  Bereitschaft  zahlreicher  Staaten,  wider

internationales  Recht  zu  handeln,  gesehen.  Dies  kann  als  direkte  Folge  der

makrostrukturellen  Veränderungen  des  internationalen  Systems  hin  zu  einer

multipolareren  Ordnung  gesehen  werden,  indem  diese  die  Funktionsfähigkeit  des

internationalen Rechts unterminieren. Hinzu tritt die regionale Umgebung Japans, die

als äußerst konfliktgeladen wahrgenommen wird. Machtpolitische Erwägungen sowie

historische Differenzen und Grenzziehungen schaffen hier ein Klima der Unsicherheit,

das durch die Veränderungen auf makrostruktureller Ebene weiter befeuert wird. Ein

weiterer Unsicherheitsfaktor liegt in der geographischen Situation Japans begründet. Als

Inselstaat mit knappen Ressourcen ist Handel – und damit die Freiheit der Seewege –

für  Japan  von  überlebenswichtiger  Bedeutung.  Dieser  Status  der  Verletzlichkeit  ist

insbesondere angesichts der Konfliktanfälligkeit der unmittelbaren Umgebung Japans

prekär. 

Neben  diesen  regionalen  und  globalen  Unsicherheitsfaktoren  lassen  sich  auch  im

japanischen Fall innerstaatliche Gefahren identifizieren, namentlich die Verfassung und

weitere  formelle  oder  auch  informelle  Normierungen,  die  den  internationalen

Handlungsspielraum  Japans  empfindlich  einschränken.  Premierminister  Abe  gibt  in

einer Pressekonferenz ein Beispiel für Probleme, die hieraus entstehen können: 

For example […] should conflict break out in neighboring countries, if U.S. vessels transporting 
Japanese nationals trying to escape from those countries came under attack, would it really  
make sense that there is nothing we can do to defend those Japanese nationals, and that we  
cannot defend them even if the Self-Defense Forces had the capability?  We have a responsibility
to provide a solution to this issue. (Abe 2014)

Das  rigide  sicherheitspolitische  Korsett,  in  das  Japan  nach  dem Zweiten  Weltkrieg

gezwängt wurde, ist demnach überholt und gefährdet die Sicherheit japanischer Bürger.

Damit  wird  auch  eine  Begründung für  entsprechende Gegenmaßnahmen,  die  darauf

zielen, die Einsatzmöglichkeiten und Fähigkeiten der SVS zu erweitern, geliefert.  
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Angesichts der wahrgenommenen globalen Trends wird die Einschätzung beider Staaten

bezüglich  der  Entwicklung  von  Unsicherheitsfaktoren  verständlich.  Mit  einer

zunehmenden Mulitpolarisierung der internationalen Ordnung wird die Sicherheit aus

chinesischer Sicht zunehmen, während Japan hierin eine weitere Verschärfung seiner

Lage erkennt. Dabei ist besonders auf den wandelnden Status der USA hinzuweisen.

Zwar werden diese von beiden Staaten als mittelfristig einflussreichste Macht der Welt

wahrgenommen  –  ebenso  jedoch  deren  stetiger  relativer  Machtverlust,  der  aus

japanischer Sicht ohne Gegenanstrengungen zwangsläufig zu vermehrter Unsicherheit

führt, sind die USA doch seit Ende des Zweiten Weltkrieges die primäre Schutzmacht

Japans.  Forderungen  nach  Multipolarisierung  und  entsprechende  chinesische

Bemühungen neigen demnach dazu, japanische Unsicherheiten zu verstärken.

Dasselbe gilt jedoch auch in die andere Richtung. Indem Japan aus chinesischer Sicht

einen der entscheidenden Verbündeten der USA darstellt, erscheint dessen Verhalten als

Ausdruck des Bestrebens, den internationalen Status quo aufrechtzuerhalten – und das

scheinbar  zunehmend  offensiv  (siehe  5.1.6).  Hinzu  kommt  das  Bild  Japans  als

Imperialmacht,  das weiterhin sehr einflussreich ist.  Zusammengenommen führen die

imperiale  Vergangenheit  Japans  mit  der  aktuellen  Positionierung  als  Verfechter  des

Status quo zur chinesischen Wahrnehmung, die das japanische Verhalten als Ausdruck

regionalen  Interventionismus  und  Hegemonialismus  –  sei  es  ein  eigener  oder  die

Stützung der US-Macht – sieht. 

 5.1.4 Interessen

Die Interessen Chinas lassen sich vereinfacht zwei Kategorien zuordnen: Dem Ausbau

der nationalen Stärke und dem Erhalt der nationalen Einheit auf der einen sowie der

Neujustierung  von  Chinas  internationalem  Status  auf  der  anderen  Seite.  Diese

Kategorien  weisen  naturgemäß  starke  wechselseitige  Beziehungen  auf,  da  jeder

Zuwachs an nationaler Stärke der Implementierung der transformativen Ziele zu Gute

kommt. 

Aufgrund  historischer  Erfahrungen,  namentlich  dem  sogenannten  „Jahrhundert  der

Schande“,  ist  es  ein  primäres  Interesse  der  chinesischen  Politik,  derartige

Vorkommnisse dauerhaft zu unterbinden. Der Schutz der territorialen Integrität und die

Bewahrung der Souveränität sind daher zentrale Anliegen. Territoriale Integrität schließt
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in  diesem  Sinne  auch  die  Wiedervereinigung  mit  Taiwan  und  den  dazugehörigen

Inselgruppen,  darunter  den  Senkaku/Diaoyu  Inseln,  als  letztem  verloren  gegangen

Territorium ein. Als Schutz vor Fremdeinwirkung ist aus chinesischer Sicht zudem die

Sicherung eines maritimen Einflussbereiches in den an China angrenzenden Gewässern

von Nöten. 

Auf internationaler Ebene strebt China eine Fortsetzung seines „Friedlichen Aufstiegs“

an.  Dieser  soll  die  fortschreitende  Multipolarisierung  der  internationalen  Ordnung

weiter vorantreiben und letztlich auch institutionelle Änderungen auf globaler Ebene

befördern.  Präzise  formuliert,  soll  eine  Demokratisierung  der  politischen

Machtverhältnisse  und  eine  Universalisierung  von  Sicherheit  bewirkt  werden.  Die

bestehenden  internationalen  Institutionen,  so  die  chinesische  Sicht,  privilegieren  die

etablierten Industriemächte und benachteiligen aufstrebende Schwellenländer, die früher

oftmals unter kolonialer Herrschaft standen. Eine Demokratisierung dieser Institutionen

liefe  auf  einen  relativen  Machtgewinn  der  Schwellenländer  und  damit  eine  weitere

Multipolarisierung hinaus. Unter Universalisierung von Sicherheit versteht China das

Recht jeden Staates, in Sicherheit zu existieren: 

Security must be equal. Every country has the equal right to participate in the security affairs of 
the region as well as the responsibility of upholding regional security. No country should attempt
to dominate regional security affairs or infringe upon the legitimate rights and interests of other 
countries.
Security must be inclusive.  [...] We should abide by the basic norms governing international  
relations  such  as  respecting  sovereignty,  independence  and  territorial  integrity  and  non-
interference in internal affairs, respect  the social systems and development paths chosen by  
countries on their own, and fully respect and accommodate the legitimate security concerns of 
all parties. (Xi 2014 A)

Die Forderung nach einer Universalisierung von Sicherheit ist somit das Ergebnis der

Unsicherheitsfaktoren  Interventionismus  und  Hegemonialismus.  Als  Gegenmittel

empfiehlt  Xi  hier  im  Grunde  die  Prinzipien  der  „friedlichen  Koexistenz“13,  deren

internationale  Etablierung  mit  einem  Zugewinn  an  Sicherheit  für  die  gesamte

internationale Gemeinschaft verbunden wäre. 

Nun  könnte  argumentiert  werden,  dass  die  oben  genannten  Faktoren  lediglich

Worthülsen sind, die die tatsächlichen Interessen Chinas, nämlich den Machterhalt der

KPCh und der Mehrung internationaler Macht, verschleiern sollen. Dagegen sprechen

mehrere Gründe. 

13 Siehe hierzu auch Kapitel 5.1.6.
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1.  China  erfuhr  im  19.  und  20.  Jahrhundert  zahlreiche  Demütigungen  durch

ausländische  Mächte.  Das  einst  stolze  Kaiserreich  wurde  auf  einen  quasikolonialen

Status  reduziert.  In  mehreren  militärischen  Auseinandersetzungen  erfuhr  China

empfindliche Niederlagen und erlebte, insbesondere von japanischer Hand, ein hohes

Maß an Kriegsverbrechen. Dass diese Erfahrungen keine tiefen Wurzeln im kollektiven

Gedächtnis der chinesischen Elite und des Volkes geschlagen haben sollen, erscheint

wenig glaubwürdig.

2.  Chinas  Kritik  am  internationalen  System  mag  aus  westlicher  Perspektive,  auch

aufgrund der teils harschen Ausdrucksweise,  übertrieben erscheinen. Dennoch lohnt es,

sich  mit  diesen  Gedanken  auseinanderzusetzen.  Eine  Überrepräsentation  westlicher

Staaten  in  internationalen  Institutionen  zu  erkennen,  erscheint  keineswegs  abwegig.

Ebenso kann das Argument, dass manche Staaten ihre Sicherheit zuungunsten anderer

gewährleisten, nicht einfach abgetan werden. Das Ende des Kalten Krieges und damit

das  Ende  des  Systemkonflikts  brachte  zwar  nicht  das  Ende  der  Geschichte,  aus

chinesischer  Sicht  hingegen  sehr  wohl  eine  weltpolitische  Hegemonie  des  Westens

beziehungsweise der USA. Die NATO-Einsätze auf dem Balkan und in Afghanistan

sowie der Irakkrieg 2003 können als Versuch gewertet werden, mit Gewalt und unter

Nichtbeachtung  der  territorialen  Integrität  und der  Souveränität  anderer  Staaten,  die

eigene sicherheitspolitische Situation zu verbessern. 

Mit diesen Ausführungen soll nun nicht gesagt werden, dass es ausgeschlossen ist, dass

China  die  angeführte  Darstellung  der  internationalen  Ordnung  und  die  sich  daraus

ergebenden  Interessen  dazu  benutzt  eine  reine  Machtpolitik  auf  Lasten  anderer  zu

betreiben.  Sie  sollten  lediglich  dazu  dienen,  dass  eine  voreilige  Nichtbeachtung

historischer Erfahrungen und wahrnehmbarer struktureller Defizite des internationalen

Systems den Blick zu stark einschränkt und in eine spezifische Richtung, nämlich die

des China-threats, lenkt.

Eine  ähnliche  Problematik  ergibt  sich,  wie  bald  ersichtlich  wird,  auch  für  Japan.

Primäres Anliegen der japanischen Politik ist es, den internationalen Einfluss Japans zu

mehren – allerdings, so die japanische Wahrnehmung, nicht in einem revisionistischen

und  destruktiven,  sondern  in  einem produktiven  Sinne  in  Kooperation  mit  anderen

Mächten:
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Japan,  as  a  major  player  in  world  politics  and  economics,  will,  in  cooperation  with  our  
partners, contribute even more proactively in securing peace, stability, and prosperity of the  
regional and international community. (Kishida 2014 A)

Hier ist deutlich der Bezug zu der Annahme einer globalisierten Welt mit Problemen,

die  keine Grenzen kennen,  ersichtlich.  Der zu steigernde internationale Einfluss soll

dazu verwendet werden, regionale und globale Stabilität zu fördern. Hierzu unterstützt

Japan auch atomare Abrüstungsbestrebungen. In Antizipation der nachhaltigen Folgen

des japanischen Imperialismus wird für eine wertefundierte Außenpolitik eingetreten,

die auch dazu dienen soll, ein Wiedererstarken des Militarismus und damit aggressives

Außenverhalten zu verhindern.

Wiederum lässt  sich  einwenden,  dass  das  Streben  nach  internationaler  Größe  nicht

aufgrund der genannten Ziele erfolgen könnte, sondern machtpolitischen Erwägungen

geschuldet  ist.  Als  Gegenargument  kann  eingewandt  werden,  dass  Japan  angesichts

seiner Bevölkerungsgröße und seiner Wirtschaftsleistung eine zu geringe Verantwortung

im internationalen System trägt – insbesondere auf militärischem Gebiet. Dabei geht es

nicht  um  die  Frage,  ob  der  Einsatz  militärischer  Gewalt  durch  die  internationale

Gemeinschaft  wünschenswert  ist  oder  nicht.  Das  ist  eine  normative  Haltungsfrage,

deren Beantwortung hier nicht hingehört. Von Bedeutung ist hier, dass die Möglichkeit

besteht, dass die japanischen Eliten ein Gefühl der Verantwortung gegenüber der Welt

besitzen beziehungsweise der Ansicht sind, dass Sicherheit heutzutage nur noch global

zu denken ist.  Insofern muss nicht  jede Erweiterung der  japanischen Verfassung als

aggressiver Akt gewertet werden, sondern kann auch als Versuch der Anpassung an die

globalisierte Welt nach Ende des Kalten Krieges gedeutet werden.  
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 5.1.5 Bedrohungen – der Konflikt im Ostchinesischen Meer

Aus den wahrgenommenen Unsicherheitsfaktoren und Interessen ergeben sich für beide

Staaten  zahlreiche  Bedrohungen,  von  denen  hier  jedoch  lediglich  eine  aufgegriffen

werden kann: der Konflikt im Ostchinesischen Meer einschließlich des Disputs um die

Senkaku/Diaoyu Inseln.  Die Zugehörigkeit  dieses Inselarchipels mit  ihren maritimen

Implikationen  berührt  zahlreiche  vitale  Interessen  beider  Staaten.  Für  China  ist  die

Herausforderung des dortigen Status  quo von zentraler Bedeutung, werden doch die

Senkaku/Diaoyu  Inseln  als  Teil  Taiwans  und  damit  als  ein  zurückzugewinnendes

Territorium betrachtet. Insofern stellen die Inseln eines der letzten kolonialen Erbstücke

Japans und damit ein Menetekel für China dar. Auf makrostruktureller Ebene sind die

Senkaku/Diaoyu Inseln für China Symptome globaler Probleme. Aus chinesischer Sicht

hätten  die  Inseln  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  zurück  an  China  gegeben  werden

müssen. Dass dies nicht geschehen ist, wird den Unzulänglichkeiten des internationalen

Systems zugeschrieben: Die USA entschieden sich aus geopolitischen Erwägungen für

den Erhalt der Inseln als japanisches Territorium – entgegen den artikulierten Prinzipien

internationalen  Rechts.  Somit  wird  anhand  der  Senkaku/Diaoyu  Inseln  ein  zentrales

Wahrnehmungsmuster  Chinas  bezüglich  der  USA deutlich.  Die  Maximierung  ihrer

Eigeninteressen steht demnach immer im Vordergrund – mit destabilisierenden Folgen

für die  internationale  Sicherheit.  Erhalt  der  Hegemonie durch Interventionismus und

eigenmächtige Auslegungen des Völkerrechts sind Auswirkungen der US-Politik. Japan

stellt  somit aus chinesischer Wahrnehmung einen willfährigen Verbündeten der USA

dar.

Aus japanischer Sicht wird die Infragestellung des Status quo hingegen als Indiz einer

zunehmend  aggressiven  und  expansionistischen  Außenpolitik  Chinas  gewertet.

Demnach setzt China seine wachsenden Machtmittel zunehmend aktiv ein und ist bereit,

seine Interessen auch durch militärischen Zwang durchzusetzen. Die Senkaku/Diaoyu

Inseln sind somit eingerahmt in einen größeren, regionalen Kontext, dessen Ordnung

durch China herausgefordert wird. 

Narrative bezüglich der Zugehörigkeit der Inseln

Dabei kann es aus chinesischer Sicht keinerlei Zweifel über den rechtmäßigen Status

der  Inseln  geben.  Aus  geographischen,  historischen  und  völkerrechtlichen  Gründen
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werden  die  Senkaku/Diaoyu  Inseln  als  natürlicher  Teil  Chinas  betrachtet.  Demnach

wurden diese bereits in Dokumenten der Ming-Dynastie (1368-1644) erwähnt und als

Teil Chinas betrachtet und stellten somit nicht, wie Japan betont, eine Terra Nullius dar,

die nach dem etablierten Recht des 19. Jahrhunderts von jedweder Macht beansprucht

und besiedelt werden konnte. Historische Quellen aus der heute zu Japan gehörenden

Ryukyu-Inselgruppe bestätigen, so die chinesische Wahrnehmung, den Status der Inseln

als chinesisch. Auch zahlreiche historische Landkarten, die die Senkaku/Diaoyu Inseln

beinhalten,  strafen  demnach  die  Behauptung  Japans  eines  Niemandslandes  lügen.

Zudem waren die Inseln jahrhundertelang ein wichtiger Navigationspunkt, während die

umliegenden  Gewässer  stets  als  Fischereigrund  genutzt  wurden.  Die  schon  lange

vorhandene chinesische Jurisdiktion über die Inseln wurde im 19. Jahrhundert nochmals

verstärkt als deren verteidigungspolitische Bedeutung vermehrt deutlich wurde. 

Diese  Argumente  werden  von  Japan  als  konstruiert  abgetan.  Demnach  stellte,  wie

bereits  erwähnt,  die  Inselgruppe  eine  Terra  Nullius,  also  ein  Gebiet  ohne  Spuren

jedweder  Nutzung,  dar.  Aus  japanischer  Sicht  wurden  die  Inseln  1895  durch  einen

Kabinettsbeschluss zu japanischem Hoheitsgebiet erklärt. Diese Inkorporation erfolgte

laut  japanischen  Quellen  unabhängig  vom  zeitlich  parallelen  Ersten  Japanisch-

Chinesischen Krieg. China hingegen argumentiert, dass die Inseln als Teil Taiwans im

Vertrag  von  Shimonoseki  abgetreten  wurden.  Ausgehend  von  dieser  interpretativen

Grunddifferenz  werden  die  anderen  narrativen  Unterschiede  verständlich.  China

beansprucht die Inseln auf der Basis von Deklarationen und Abkommen während des

Zweiten  Weltkrieges,  in  denen  eine  vollständige  Rückgabe  sämtlicher  durch  Japan

kolonisierten Territorien gefordert wird, was aus chinesischer Sicht die Senkaku/Diaoyu

Inseln als Teil Taiwans einschließt. Für Japan hingegen betrafen diese Dokumente die

Inseln nie – und sie werden explizit auch nie genannt. Stattdessen wurden die Inseln mit

dem Friedensvertrag von San Francisco 1952 zusammen mit  Okinawa den USA als

Nutzungsgebiet  zugeschlagen  und  20  Jahre  später  wieder  an  Japan  zurückgegeben.

China hat, aus japanischer Sicht, für Jahrzehnte den Anspruch Japans akzeptiert und

nicht  in  Frage  gestellt.  Selbst  chinesische  Schulbücher  zeigten  die  Senkaku/Diaoyu

Inseln als Teil Japans. Der Wandel in der chinesischen Inselpolitik wird einerseits der

Entdeckung  massiver  Energievorkommen  in  unmittelbarer  Nähe  der  Inseln  und

andererseits  dem  zunehmend  einflussreichen  chinesischen  Nationalismus
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zugeschrieben. Aus chinesischer Sicht bestand der eigene Anspruch jedoch immer fort

und  wurde  lediglich  aus  pragmatischen  Gründen  nicht  übermäßig  betont.  Die

Aussöhnung  mit  Japan  war  in  dieser  Interpretation  für  die  chinesischen

Entscheidungsträger  von  größerer  Bedeutung,  weswegen  eine  Lösung  des  Disputs

späteren Generationen überlassen werden sollte. 

Die dargelegten Narrative entsprechen somit nahezu komplett der im Forschungsstand

ausgeführten  Darstellung.  Daher  sei  hier  darauf  hingewiesen,  dass  sie  grundlegende

Wahrnehmungsmuster  beider  Staaten  widerspiegeln.  Für  China  sind  es  die

Unzulänglichkeiten der internationalen Ordnung und der Hegemonialismus der USA,

die die japanische Kontrolle der Inseln auf Dauer stellten. Für Japan wiederum zeigt die

Infragestellung des Status quo einmal mehr das Bedrohungspotential Chinas, auch in

geschichtsrevisionistischer Sicht, auf.

Wechselseitige Bedrohungsperzeptionen

Eine Lösung des Disputs war nun aus japanischer Sicht zu keinem Zeitpunkt von Nöten,

da dieser an sich unnötig ist. Da der Status quo als legitim gilt, wird China die Schuld

für die Zuspitzung des Konfliktes in den vergangenen Jahrzehnten gegeben. Demnach

gewannen  nationalistische  Gruppierungen  insbesondere  seit  den  1990er  Jahren  an

Einfluss auf die chinesische Politik. Gleichzeitig wuchsen die Fähigkeiten Chinas, auch

in  militärischer  Hinsicht,  rapide.  Das  Resultat  dieser  beiden  Prozesse  war  aus

japanischer  Wahrnehmung  ein  stetiger  Wandel  der  chinesischen  Außen-  und

Sicherheitspolitik. Als ein Symptom dieses Wandels wird das als zunehmend aggressiv

betrachtete Verhalten Chinas im Ostchinesischen Meer sowie speziell hinsichtlich der

Senkaku/Diaoyu  Inseln  gewertet.  So baut  China  seine  Militärpräsenz  in  der  Region

stetig  aus  und  bedroht  damit  vermehrt  Einheiten  der  SVS  und  der  japanischen

Küstenwache. Gleichzeitig passt sich die chinesische Gesetzgebung an jenes Verhalten

an  und  ist  bestrebt  dieses  zu  legitimieren.  So  wird  beispielsweise  ein  chinesisches

Gesetz  aus  dem  Jahr  1992,  das  unter  anderem  die  chinesischen  Ansprüche  im

Ostchinesischen Meer artikulierte, als direkte Bedrohung empfunden. Die letztjährige

Ankündigung der Erweiterung der chinesischen ADIZ kann somit aus japanischer Sicht

als  Fortsetzung  dieses  Kurses  betrachtet  werden.  Die  Zunahme  an  militärischen

Zwischenfällen liegt somit einseitig bei China, denn eine der fundamentalen Annahmen
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Japans  bezüglich  des  Konflikts  im  Ostchinesischen  Meer  umfasst  dessen

Eigenwahrnehmung:  Demnach  war  das  japanische  Verhalten  stets  konstant  in  dem

Sinne, dass die Senkaku/Diaoyu Inseln seit 1972 wieder direkter japanischer Kontrolle

unterstehen  und  eine  entsprechende  Militärpräsenz  aufrechterhalten  wird.

Aufklärungsmissionen zum Schutz der Inseln stellen daher Routineoperationen dar. 

Aus  chinesischer  Sicht  trifft  dies  jedoch  keineswegs  zu.  China  nimmt  einen  steten

Ausbau der japanischen Militärpräsenz wahr,  begleitet  von unilateralen,  provokanten

Maßnahmen  wie  der  Verstaatlichung  der  Inseln  2012,  wodurch  der  Konflikt  weiter

befeuert  wurde.  Die  beständige  Lockerung  des  Korsetts  japanischer

Verteidigungspolitik  wird  daher  auch als  Prozess  verstanden,  der  es  Japan vermehrt

ermöglicht, seine Interessen mit militärischem Zwang durchzusetzen. Und eben diese

Interessen,  namentlich der Erhalt  des Status  quo, besitzen,  wie oben erläutert,  keine

Rechtmäßigkeit und werden als Ausdruck globaler Missstände interpretiert. Das macht

die  Senkaku/Diaoyu  Inseln  zu  einer  Arena  der  chinesisch-japanischen

Sicherheitsbeziehungen,  in  der  die  kontrastierenden  Wahrnehmungen  bezüglich  der

internationalen  Ordnung beispielhaft  aufeinandertreffen  und beständig  zu  Reibungen

führen.

 5.1.6 Mittel

Die  Wahl  der  Mittel,  die  beide  Staaten  zur  Umsetzung  ihrer  sicherheitspolitischen

Interessen  wählen,  weisen  zahlreiche  Gemeinsamkeiten  auf.  Sowohl  China  als  auch

Japan betrachten die weitere Modernisierung ihrer jeweiligen militärischen Kapazitäten

als fundamentalen Faktor zur Gewährleistung von Sicherheit. Lediglich im japanischen

Fall  erscheint  dieses  Bekenntnis  als  außergewöhnlich,  stellt  es  doch  scheinbar  eine

völlige  Abkehr  von  der  Yoshida-Doktrin  dar.  So  wird  in  den  Nationalen

Verteidigungsrichtlinien von 2013 exemplarisch formuliert: 

Recognizing that a country's security depends first  and foremost on its  independent efforts,  
Japan will make full-scale efforts on its own initiative […].(Nationaler Sicherheitsrat Japans  
2013: 6) 

Dieser Grundhaltung entsprechend werden zahlreiche Maßnahmen zur Optimierung der

japanischen Verteidigungsfähigkeiten geplant und implementiert. So soll die Exekutive,

um Entscheidungsfindungsprozesse  zu  beschleunigen,  in  ihrer  Rolle  weiter  gestärkt

werden. Bestehende finanzielle Mittel sollen in Anbetracht der kritischen Haushaltslage
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effizienter  verwendet  werden,  da  eine  Erhöhung  des  Verteidigungsbudgets  als

unmöglich wahrgenommen wird. Auf diesem Wege ist Japan bestrebt, die Umsetzung

eines wirkungsvollen Raketenabwehrsystems weiter voranzutreiben und die Fähigkeiten

der  SVS,  insbesondere  hinsichtlich  militärischer  Aufklärung  und  Überwachung,

auszubauen. Auch sollen die Kooperationsmöglichkeiten zwischen den verschiedenen

SVS-Teilen  ausgebaut  werden  und  diese  in  ihren  Aktionsmöglichkeiten  flexibler

eingesetzt  werden  können,  um  auch  auf  nicht-traditionelle  Sicherheitsbedrohungen

reagieren  zu  können.  Auch  China  arbeitet  an  einem  Ausbau  seiner  militärischen

Fähigkeiten.  Dabei  ist  auch  hier  die  Anpassung  an  sich  wandelnde

Sicherheitsvorstellungen und -bedrohungen das entscheidende Ziel. Bedrohungen wie

Terrorismus,  Piraterie  und  Cyberwarfare  müssen  demnach  ebenso  durch  die

chinesischen Streitkräfte zu bewältigen sein wie die traditionelle Landesverteidigung.

Angesichts  dessen  erscheint  es  auch  nicht  verwunderlich,  dass  die  chinesische  und

japanische  Doktrinen  einander  durchaus  ähneln.  Beide  Seiten  betonen  die

Notwendigkeit  eines  breiten  Sicherheitsbegriffs  sowie  einer  proaktiven

Sicherheitsdoktrin, die es erlaubt entsprechende Bedrohungen frühzeitig zu bekämpfen.

Es ist hier nicht die Stelle, um über die Vor- und Nachteile proaktiver Sicherheitspolitik

zu reflektieren. Es sollte jedoch angemerkt werden, dass durch das Festhalten an einer

solchen  im  Falle  eines  Konflikts  wie  dem  im  Ostchinesischen  Meer,  die

Eskalationsgefahr sowie die Anzahl an Zwischenfällen steigen kann.

Darüber  hinaus  arbeiten  beide  Staaten  an  einer  Stärkung  ihrer  internationalen

Fähigkeiten.  Dies  umfasst  den  Ausbau  diplomatischer  Möglichkeiten  sowie  eine

Steigerung der Einsatzbereitschaft im Rahmen von UN-Missionen. In den Worten des

japanischen Außenministers Kishida: 

Japan’s PKO [Peace Keeping Operations] missions contribute to peace-keeping through their  
high performance and great discipline and earn respect from the international community. Japan
is exploiting ways to contribute even more actively to UN Peace Keeping Operations. (Kishida 
2014 A)

Hier wird deutlich, dass die Partizipation an UN-Missionen nicht nur der regionalen und

globalen Stabilität zuträglich ist, sondern auch zu einer Steigerung des internationalen

Ansehens Japans führt, was angesichts etwaiger Isolationsängste von Bedeutung ist.

Insbesondere für Japan ist darüber hinaus die Gewährung von Entwicklungshilfe ein

Instrument zur Herstellung von Sicherheit. Hinzu tritt – trotz dem Streben nach einem
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Ausbau  der  eigenen  Fähigkeiten  –  die  umfassende  Bedeutung  der  USA  für  die

japanische  Sicherheitspolitik.  Der  Erhalt  der  US-Basen  und  ein  Ausbau  der

gemeinsamen  Einsatzmöglichkeiten  werden  dabei  als  zentrale  Stützen  betrachtet.

Aufgrund  des  eigenen  Unbehagens  hinsichtlich  dem  Besitz  und  Einsatz  von

Atomwaffen, stellt das amerikanische Arsenal eine als notwendig empfundene Säule der

Abschreckung dar. Diese wird ebenso wie die allgemeine militärische Präsenz der USA

in Ostasien als stabilisierend und konfliktreduzierend empfunden. 

Angesichts der anhaltenden sicherheitspolitischen Bedeutung der USA kann bezweifelt

werden,  inwieweit  des  Streben  nach  größeren  militärischen  Fähigkeiten  und  einem

Ausbau  des  japanischen  Anteils  innerhalb  des  Bündnisses,  nicht  doch  als  Erbe  der

Yoshida-Doktrin  gesehen  werden  kann.  Insofern  erfordern  globalstrukturelle

Veränderungen nach dem Ende des Kalten Krieges womöglich stärkere Bemühungen

Japans, weil dessen Wert als Verbündeter für die USA mit dem Wegfall der sowjetischen

Bedrohung  gesunken  ist.  Dadurch  geriet  Japan  unter  Zugzwang,  um  als  Partner

weiterhin  attraktiv  zu  sein.  In  dieser  Interpretation  stellen  die  Bemühungen  Japans

nichts  weiter  als  ein  neues  verteidigungspolitisches  Minimum  dar,  nur  dass  dieses

Minimum höher angelegt ist als in Zeiten des Kalten Krieges. Hierfür sprechen auch die

anhaltend niedrigen Verteidigungsausgaben Japans sowie die  Betonung eines  China-

threats durch   Politik  und  Medien.  Während  Ersteres  als  Indiz  einer  weiterhin

minimalistischen  Verteidigungspolitik  gesehen  werden  kann,  dient  Letzteres  der

Generierung  von  Unterstützung  durch  die  USA,  ohne  dass  eigene  militärische

Anstrengungen unternommen werden müssen.

Chinas  diplomatische  Bemühungen  können  als  weniger  auf  einen  Staat  zentriert

gesehen werden, als vielmehr auf eine Idee, nämlich die der „friedlichen Koexistenz“.

Als  politisches  Schlagwort  bereits  seit  Jahrzehnten  fest  in  der  Rhetorik  der  KPCh

etabliert,  dient  die  Forderung  einer  auf  Augenhöhe  stattfindenden  Kooperation  zu

wechselseitigem  Vorteil  bei  Anerkennung  der  staatlichen  Souveränität  als  ideelles

Gegenmodell zum zu bekämpfenden Interventionismus und Hegemonialismus:

The core of the Five Principles of Peaceful Coexistence is that there is sovereign equality among
all countries and that no country should monopolize international affairs. These principles offer 
a  powerful  intellectual  tool  for  developing  countries  to  uphold  their  sovereignty  and  
independence, and they have thus become a rallying call for enhancing solidarity, cooperation 
and strength among them […] Rejecting the law of the jungle by which the strong bullies the
weak,  the  Five  Principles  of  Peaceful  Coexistence  strengthened  the  movement  against
imperialism and colonialism that eventually brought colonialism to an end. (Xi 2014 B)
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Demnach hat die Idee der „friedlichen Koexistenz“ bereits ihre Wirkung in zahlreichen

Situationen  entfaltet.  Ungerechte  internationale  Strukturen  konnten  mit  ihrer  Hilfe

bekämpft und niedergerungen werden. In diesem Sinne stellt die Idee der „friedlichen

Koexistenz“ eine Form der chinesischen soft power dar.

Das  globale  Ansehen  und Vertrauen  Chinas  soll  des  Weiteren  durch  die  Art  seines

Auftretens gemehrt werden. Explizit  gegen die Anschuldigungen von Anhängern der

China-threat Theorie  ist  die  chinesische  Darstellung  des  eigenen  Verhaltens  als

regelgeleitet  und  in  Übereinstimmung  mit  internationalem  Recht  gerichtet.  Die

Wahrnehmung Chinas als eines aggressiven Herausforderers des Status quo soll damit

bekämpft, Möglichkeiten zur Kooperation gleichzeitig gestärkt werden. Von besonderer

diplomatischer Bedeutung ist für die Volksrepublik China zudem sein Namensvetter, die

Republik China auf Taiwan. Der Ausbau der chinesisch-chinesischen Kooperation ist

auch im Konflikt um die Senkaku/Diaoyu Inseln von hohem Stellenwert. 

Schließlich verfügt Japan innenpolitisch über Mittel, um das Ziel der Verhinderung von

Militarismus  und aggressivem Außenverhalten beizukommen.  Der  in  der  Verfassung

festgeschriebene  Pazifismus  bleibt  demnach  als  Richtlinie  unverändert  –  und  das

obwohl explizit die Notwendigkeit innenpolitischer Kurskorrekturen festgestellt wird.

Doch jegliche Änderung, auch umstrittene Maßnahmen wie das kürzlich beschlossene

Recht  auf  kollektive  Selbstverteidigung,  entsprechen  aus  Regierungssicht  den

Prinzipien des militärischen Minimalismus:

This will not change the basic stance Japan has had until now that exercise of the right of self-
defense permitted under the current Constitution will remain within the bounds of the minimum 
necessary. […] We will  continue to fully  uphold the pacifism advanced in the Constitution.  
Since the end of World War II, Japan has consistently followed the path of a peace-loving nation.
There will be no change in this path in the future. (Abe 2014)

Der  Schluss  liegt  nahe,  dass  angesichts  der  gewaltigen  Transformationen,  die  das

verteidigungspolitische System Japans während der  vergangenen Jahrzehnte erfahren

hat, der Rückgriff auf die pazifistischen Prinzipien lediglich vorgeschoben sind – was

Akteure wie China auch durchwegs beteuern. Der scheinbare Widerspruch zwischen der

Forderung  nach  Aufrechterhaltung  der  japanischen  Prinzipien  bei  gleichzeitiger

Revision fundamentaler Dokumente wie der Verfassung ließe sich jedoch durch eine

Unterscheidung  zwischen  einem  inneren  Prinzipienkern  und  dessen  äußeren

Manifestationen  auflösen.  So  gesehen  besitzt  Japan  einen  starken  Kern  innerer
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Prinzipien, namentlich Pazifismus, der von einer äußeren Prinzipienhülle, bestehend aus

Institutionen wie der Verfassung, eingerahmt wird. Die Hülle dient dabei dem Schutz

des  Kerns.  Transformiert  werden soll  nun lediglich der äußere Teil.  Dies lässt  zwei

Interpretationen zu: Einerseits, dass die makrostrukturellen Veränderungen nach Ende

des Kalten Krieges die internationale Umgebung, in der sich diese Prinzipien bewegen,

fundamental verändert haben. Dies führt zu einem Bedarf an Änderungen des äußeren

Kerns, um den inneren weiterhin zu schützen. Stärkeres politisches und militärisches

Engagement  Japans,  das  bislang  undenkbar  war,  ist,  so  gesehen,  nötig,  um  den

Pazifismus zu schützen – zumindest aus japanischer Wahrnehmung. Andererseits ließe

sich  argumentieren,  dass  womöglich  weniger  makrostrukturelle  Veränderungen

Ursprung der innenpolitischen Umbaumaßnahmen sind, sondern sich das Verständnis

des  inneren  Prinzipienkerns  derart  verändert  hat,  dass  sich  auch  dessen  äußere

Manifestationen  wandeln  müssen.  Auf  diese  Weise  lassen  sich  Äußerungen

interpretieren,  die  Prozesse  der  Globalisierung  in  dem Sinne  betonen,  dass  Frieden

nicht mehr einzelstaatlich zu denken ist, sondern globale Anstrengungen und damit auch

Engagement Japans erfordert.  

 5.1.7 Zwischenfazit

Sämtliche  behandelten  Faktoren  enthalten  ein  konfliktverstärkendes  Potential.

Unterschiedliche Positionen in der internationalen Ordnung und historische Belastungen

führen zu mannigfaltigen Bedrohungsperzeptionen. Für China stellt Japan eine zentrale

Hürde bei der Bearbeitung akuter Sicherheitsprobleme dar. Im Zusammenspiel mit den

USA wird der Abschluss der chinesischen Revolution durch eine Wiedervereinigung mit

Taiwan vereitelt. Gleichzeitig verhindert die japanische Kontrolle der Senkaku/Diaoyu

Inseln die Sicherung einer maritimen Einflusszone um China und würde damit im Falle

einer  Eskalation regionaler  Konflikte  eine Intervention der  USA begünstigen.  Hinzu

kommt  eine  Interpretation  des  japanischen  Verhaltens  als  Ausdruck  einer

geschichtsrevisionistischen und neomilitaristischen Grundhaltung. Aufgrund historisch

generierter  Wahrnehmungsmuster  und  geopolitischer  Differenzen  wird  jedwede

innerjapanische  Reform  als  Bedrohung  empfunden.  Die  chinesische

Internationalisierung erfolgt als  Reaktion darauf  durch diplomatische,  wirtschaftliche

und  militärische  Kanäle  und  soll  auf  eine  Multipolarisierung  der  internationalen
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Ordnung hinwirken, die sämtlichen Staaten Mitsprache und Sicherheit garantieren soll. 

Für Japan hingegen ist China ein Staat, der den Status quo zunehmend aggressiv in

Frage stellt und damit das ohnehin gewaltige Konfliktpotential  in der Region weiter

verstärkt. Die Wiedergewinnung regionaler Stabilität erfordert daher das Festhalten an

der  US-amerikanischen  Präsenz  sowie  einen  Ausbau  an  eigenen  militärischen

Fähigkeiten  und  Einsatzmöglichkeiten.  Diese  Form  der  militärischen

Internationalisierung wird begleitet von politischen und wirtschaftlichen Initiativen, die

dem  globalen  Status  Japans  förderlich  sein  sollen.  Der  durch  zunehmende

Multipolarisierung und Globalisierung bewirkten Verunsicherheitlichung kann demnach

nur  durch  globale  Bemühungen  entgegengetreten  werden,  was  die  Akzeptanz  der

internationalen Verantwortung Japans erfordert.     
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 5.2 Fallbeispiele

Als Fallbeispiele dienen hier zwei Vorfälle zwischen der chinesischen und japanischen

Luftwaffe.  Diese  illustrieren  die  oben  genannten  differierenden  handlungsleitenden

Wahrnehmungsmuster  und  zeigen,  wie  dadurch  potentiell  gefährliche  Situationen

auftreten können. Der erste, bereits in der Einleitung erwähnte, trug sich am 25. Mai

diesen Jahres und somit parallel zu einer chinesisch-russischen Marineübung zu. Der

zweite Zwischenfall ereignete sich circa zwei Wochen später, am 11. Juni. In beiden

Fällen  näherten  sich  chinesische  und  japanische  Flugzeuge,  teils  bewaffnet,  teils

lediglich  mit  Aufklärungsausrüstung  ausgestattet,  auf  eine  Distanz  von  ungefähr  30

Metern an, was bei nur geringfügigen Flugfehlern zu einer folgenschweren Kollision

hätte  führen können. Es  geht  hier  weniger  darum zu ermitteln,  wie der  tatsächliche

Ablauf  der  Ereignisse  war  – falls  es  einen solchen geben sollte  –,  sondern  um die

Beschreibung der Differenzen in der chinesischen und japanischen Interpretation der

Ereignisse  (5.2.1  und  5.2.2).  Anschließend  werden  die  sicherheitspolitischen

Implikationen der kontrastierenden Wahrnehmungen geschildert (5.2.3). 

 5.2.1 Der Zwischenfall vom 25. Mai

Publik  gemacht  wurde  der  Zwischenfall  vom  japanischen  Verteidigungsminister

Onodera.  Demnach  hätten  sich  chinesische  Flugzeuge  japanischen

Aufklärungsmaschinen  bei  einer  Routinemission  über  internationalen  Gewässern  in

gefährlicher und aggressiver Weise genähert.  Japans Reaktion wird als deeskalierend

und  besonnen  geschildert,  indem lediglich  diplomatische  Proteste  geäußert  wurden.

Damit sind die Grundzüge des japanischen Narratives, das von sämtlichen analysierten

Regierungsstellen aufgegriffen wurde, skizziert. Zentral sind hierbei folgende Elemente:

a) Japans Aufklärungsmissionen stehen in Übereinstimmung mit internationalem Recht

und werden routinemäßig ausgeführt. b) Es besteht kein Zusammenhang zum russisch-

chinesischen  Flottenmanöver.  c)  Chinas  Reaktion  war  aggressiv  und  hätte  einen

gefährlichen  Ausgang  nehmen  können.  d)  Japan  ist  auf  Deeskalation  bedacht  und

reagiert  diplomatisch.  Eine Änderung der  Aufklärungspolitik  kommt jedoch nicht  in

Frage.

Um den letzten Punkt anzureichern, bildete sich bereits am Tag nach dem Zwischenfall

die  Forderung  nach  der  Entwicklung  eines  gemeinsamen  Verhaltenskodex  für
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ungeplante Zusammenstöße heraus. Dies würde weitere Zwischenfälle verhindern und

helfen, Vertrauen zwischen China und Japan aufzubauen. Hinsichtlich der öffentlichen

Position  Japans  ist  der  Vorschlag  insofern  interessant,  als  dass  er  die

Verhandlungsbereitschaft Japans illustrieren und die Schuld für die Spannungen somit

einseitig China zuschreiben soll.

Demgegenüber steht das chinesische Narrativ, das zwei zentrale Elemente umfasst: a)

Die  japanische  Aufklärungsmission  diente  explizit  dazu,  das  russisch-chinesische

Manöver  zu  stören.  b)  Die  chinesische  Reaktion  war  angemessen  und  wurde

professionell  und  ohne  Gefährdungen  jedweder  Art  durchgeführt.  Das  chinesische

Narrativ ist jedoch weniger konsistent als das japanische und wurde in den Tagen nach

dem Zwischenfall in dem Sinne modifiziert, dass nun Gegenanschuldigungen an Japan

erhoben  wurden.  Demnach  sei  es  bereits  zu  zahlreichen  gefährlichen  Situationen

gekommen – und zwar weil japanische Flugzeuge sich in aggressiver und gefährlicher

Weise chinesischen Einheiten genähert  hätten.  Mit der Einführung dieses Arguments

ging  einher,  dass  die  japanische  Interpretation  der  Ereignisse  fortan  als  bewusste

Desinformation betrachtet wurde:

Japan hyped up that the Chinese fighters were extremely close to the reconnaissance aircraft of 
Japanese  Self-Defense  Forces  and played  up  the  fallacy  of  the  so-called  "China's  military  
threat". This is another groundless accusation of Japan to deceive the international community, 
smear the images of China and the Chinese military, and create regional tensions after Japan 
claimed  that  China’s  fighter  flew  extremely  close  to  Japan’s  military  aircraft  on  May  24. 
(Verteidigungsministerium Chinas 2014)

Aus  chinesischer  Sicht  dient  die  Darstellung  Chinas  als  aggressivem  und

undurchschaubarem Akteur somit der Generierung innenpolitischer und internationaler

Unterstützung für den Kurs der japanischen Regierung. Japan benutzt in diesem Sinne

bestehende  antichinesische  Ressentiments  –  und  zwar  sowohl  in  der  eigenen

Öffentlichkeit als auch im globalen Publikum –  indem die China-threat Theorie durch

den aktuellen Fall scheinbar verifiziert wird.    

Somit bestehen fundamentale Unterschiede sowohl in der Beschreibung der Ereignisse

als  auch  in  der  Analyse  ihrer  Ursachen.  Aus  japanischer  Sicht  ist  die  zunehmende

Herausforderung des ostasiatischen Status quo als primäre Ursache zu nennen. Mit der

unilateralen  Erweiterung  seiner  ADIZ trug  China  beträchtlich  zur  Verschärfung  der

Sicherheitslage bei. Die Routineaufklärungsmissionen der SVS werden dadurch noch
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bedeutsamer,  was den Widerwillen  gegen eine  diesbezügliche  Kursänderung erklärt.

Aus  chinesischer  Sicht  hingegen  stellt  die  Nichtbeachtung  der  chinesischen

Souveränität  durch  Japan  die  Ursache  des  Zwischenfalls  dar.  Demnach  ist  Japan

bestrebt, den Aufstieg Chinas und damit einhergehende Änderungen des regionalen und

globalen  Status  quo  zu  verhindern.  Zu  diesem  Zweck  werden  auch  entsprechende

militärische  Maßnahmen  ergriffen  und  Zwischenfälle,  wie  der  Beschriebene  medial

genutzt,  um die Interpretation des chinesischen Handelns  im Sinne der  China-threat

Theorie zu fördern. 

 5.2.2 Der Zwischenfall vom 11. Juni

Auch im zweiten behandelten Zwischenfall ging die Publikmachung der Ereignisse von

Japan  aus.  Dabei  wurden  exakt  dieselben  narrativen  Eckpunkte  verwendet  wie  im

vorherigen  Fall.  Angesichts  der  beschriebenen  kognitiven  Wahrnehmungsgrundlagen

erscheint dies als nicht sonderlich verwunderlich. Die Erwartungshaltung Japans wurde

durch  die  Ereignisse  des  25.  Mai  –  und  bereits  durch  dutzende  militärische

Zwischenfälle in den vergangenen Jahren – insoweit präformiert, dass der neuerliche

Zwischenfall  keine  andere  Interpretation  zuließ  als  die,  dass  China  wiederum  als

Aggressor aufgetreten ist.  Dabei  werden divergierende Informationen schlicht  in  die

bestehende Wahrnehmung integriert, was der Zwischenfall vom 11. Juni klar illustriert.

Auf die neuerlichen Anschuldigungen Japans reagierte China mit der Veröffentlichung

einer  Videoaufnahme,  die  beweisen  sollte,  dass  es  die  japanischen  und  nicht  die

chinesischen Flugzeuge waren, die sich in gefährlicher Weise genähert hätten.  Diese

Videoaufnahmen wurden sofort in das japanische Narrativ eingegliedert – und zwar als

primitiver  Täuschungsversuch  Chinas.  Hierbei  wird  davon  ausgegangen,  dass  die

Videoaufnahmen  nicht  den  entsprechenden  Fall  zeigen.  Darüber  hinaus  wird  das

Verhalten  der  aufgenommenen  SVS-Piloten  nicht  als  aggressiv  oder  bedrohlich

gewertet. Im Gegenteil: 

[T]he SDF aircraft took certain distance and showed a stable flight. What we regard dangerous 
is passing by the other aircraft in a high speed or suddenly crossing in front of the other aircraft.
Those abnormal actions weren’t seen in the video. It was a perfectly stable scramble mission.
(Onodera 2014 E)

Die  Professionalität  und  Besonnenheit  des  eigenen  Verhaltens  wird  demnach  von

japanischer Seite aus an keiner Stelle in Frage gestellt. China erkennt in dem erneuten
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Zwischenfall hingegen einen weiteren Beweis der japanischen Aggressivität. Auch hier

werden die  Denkmuster  des  vergangenen Falls  rasch übernommen und reproduziert.

Dabei erscheint wiederum die Nichtbeachtung internationaler Standards durch Japan als

zentraler Konfliktherd. Die Wahrnehmung des japanischen Außenverhaltens entspricht

hierbei  der  chinesischen  Sicht  auf  Vorgänge  innerhalb  Japans.  Präzise  formuliert,

entspricht  diese  gänzlich  der  Annahme  eines  politischen  Wandels  hin  zu

Neonationalismus und außenpolitischer Aggression. Ihre Bestätigung findet diese Sicht

scheinbar in einer Steigerung der japanischen Militärpräsenz im Ostchinesischen Meer

sowie  der  anhaltenden  Transformationen  innenpolitischer  Rahmenbedingungen  der

Sicherheitspolitik.  Maßnahmen wie der  jüngste  Beschluss der  Gestattung kollektiver

Selbstverteidigung  wird  demnach  als  Ausdruck  eines  neuen  japanischen

Selbstverständnisses gewertet, das den Prinzipien des Pazifismus zunehmend entsagt. 

 5.2.3 Sicherheitspolitische Implikationen

Somit kann festgestellt werden, dass die Wahrnehmung der Zwischenfälle auf beiden

Seiten zügig in bestehende Muster integriert wurde. Diese stehen in Einklang mit den

Interessen beider Staaten und spiegeln sowohl innenpolitische Erfordernisse als auch

außenpolitische Zielsetzungen wider.  Die mangelnde Aufarbeitung der konflikthaften

chinesisch-japanischen Geschichte erscheint insbesondere für China eine Verengung der

Wahrnehmung zu verursachen. 

In  der  informationellen  Verarbeitung  der  Zwischenfälle  ist  interessanterweise  Japan

stets der offensivere Part. Chinesische Kundmachungen erfolgen reaktiv, was einerseits

womöglich den Wunsch Chinas ausdrückt, derartige Vorkommnisse geheim zu halten,

andererseits als Versuch Japans gewertet werden kann, zügig die Deutungshoheit über

das Geschehen zu erhalten.  

Dies  erschwert  eine  Erweiterung  des  japanischen  Sichtfeldes  und  ist  somit  einer

diplomatischen  Klärung  des  Disputs  abträglich.  Indem die  China-threat Theorie  als

primäre Interpretationsgrundlage  chinesischen Handelns  verwendet  wird,  werden die

Handlungsoptionen  Japans  stark  verengt.  So  wird  beispielsweise  der  Blick  davor

verschlossen, dass womöglich eben die Routine japanischer Aufklärungsmissionen als

Bedrohung empfunden werden kann. Das stete Eindringen von Aufklärungsflugzeugen

in den chinesischen Luftraum – unabhängig davon, dass dieser von China unilateral
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ausgedehnt  wurde  –  kann  von  chinesischer  Seite  aus  als  beständige  Verweigerung

Japans  gewertet  werden,  die  chinesische  Souveränität  anzuerkennen.  Wenn  die

Sicherung einer gewissen Pufferzone um China als zentral für die Gewährleistung von

Sicherheit  gewertet  wird,  so  muss  jede  Form  der  japanischen  Einflussnahme  als

Sicherheitseinschränkung  interpretiert  werden.  Und  militärstrategisch  macht  diese

Haltung,  wie  sogar  Autoren,  die  stärkere  militärische  Anstrengungen  gegen  China

fordern,  durchaus  Sinn.  Die  China  oftmals  zugeschriebene  Strategie  des  A2/AD

erfordert  die Sicherung einer Zone um China. Hierfür sind aber nicht nur entsprechende

Raketenarsenale von Nöten. Um diese vor etwaigen Erstschlägen zu schützen, ist auch

die Verhinderung gegnerischer Aufklärung von zentraler Bedeutung. In diesem Sinne

ließe sich das chinesische Verhalten als Teil einer defensiven Strategie interpretieren.
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 6 Fazit

Das Konfliktpotential im Ostchinesischen Meer bleibt somit gewaltig und scheint von

anhaltender Natur zu sein. China und Japan verfolgen beide, so das zentrale Ergebnis

dieser  Arbeit,  eine  Internationalisierungstrategie  zur  Herstellung  von  Sicherheit,  die

jedoch  die  bereits  vorhandenen  wechselseitigen  Bedrohungsperzeptionen  weiter

verstärkt  und  damit  ein  mittelfristiges  Abklingen  des  Disputs  als  unwahrscheinlich

erscheinen lässt. 

Aus meiner Sicht erscheint es klar, dass China an der Veränderung des internationalen

Status quo arbeitet und in diesem Sinne „Machtpolitik“ betreibt. Der Grund hierfür liegt

jedoch  nicht  in  einer  Machtobsession  der  KPCh,  wie  Anhänger  der  China-threat

Theorie  annehmen,  sondern  in  deren  historisch  fundierter  Wahrnehmung  der

internationalen Ordnung begründet. Demnach erscheint eine Debatte, die danach fragt,

ob historische und kulturelle Faktoren oder aber machtpolitische Erwägungen für das

Handeln  Chinas  bestimmend  sind,  als  verfehlt.  Vielmehr  werden  machtpolitische

Erwägungen wegen historischen und kulturellen Faktoren vorgenommen. Das Ergebnis

dieser  Erwägungen  ist  eine  Internationalisierung  Chinas,  die  militärische,

diplomatische,  kulturelle  und wirtschaftliche  Dimensionen umfasst  und sich  mit  der

parallel  stattfindenden  Internationalisierung  Japans  überschneidet  und  bereits

vorhandene Spannungen weiter verstärkt. 

Auch im japanischen Fall erscheint die Frage, ob der Wandel der japanischen Politik

seit Ende des Kalten Krieges als Resultat von Normalisierungsbestrebungen gewertet

werden kann oder doch auf den Wiederaufstieg rechten Denkens zurückzuführen ist

partiell verfehlt, denn beide Trends bestehen nebeneinander fort und können als Produkt

makrostruktureller  Veränderungen,  die  eine  Revision  des  japanischen

Sicherheitsdenkens  erfordern,  begriffen  werden.  „Normalisierung“  beziehungsweise

„Rückkehr  zu  Nationalismus  und  Militarismus“  sind  so  gesehen  lediglich

Etikettierungen, die vom jeweiligen Standpunkt abhängen, aber in ihrem Ergebnis doch

gleichbedeutend  sind:  Japan  betreibt  eine  Internationalisierung,  die  innen-  und

außenpolitisch für Krisen sorgt, die aber dennoch als notwendig wahrgenommen wird. 

Die  Sicherheitslage  zwischen  China  und  Japan  wird  durch  die  beidseitigen

Internationalisierungsbemühungen  weiter  verschärft,  obwohl  keinem  Akteur  eine

grundsätzliche expansive und aggressive Haltung zugesprochen werden kann.  Dafür ist
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die chinesische Aufrüstung zu defensiv ausgelegt und der japanische Pazifismus trotz

der  Existenz  rechter  Extremisten  zu  stark  in  der  Bevölkerung  verankert.  Die

analysierten  Stellungnahmen  und  Publikationen  der  chinesischen  Regierung  weisen

ebenso wenig wie die militärische Doktrin des A2/AD auf das Ziel einer fundamentalen,

durch  Zwang zu  bewirkenden Änderung des  Status  quo hin.  Dies  soll  jedoch nicht

darüber hinwegtäuschen, dass die Veränderung des internationalen Systems durchaus im

chinesischen Interesse liegt. Angesichts der chinesischen Grundhaltung erscheint jedoch

mannigfaltiger  Spielraum  für  diplomatische  Bemühungen  zu  bestehen,  wohingegen

gegen China gerichtete balancing-Bemühungen eher geneigt sind, diese zu versperren,

da sie vorhandene chinesische Bedrohungsperzeptionen verstärken. Im japanischen Fall

erscheint  der  Triumph  rechter  Revisionisten  als  äußerst  unwahrscheinlich.  Die

Bevölkerung ist mehrheitlich gegen eine Änderung der pazifistischen Grundhaltung und

trotz  entsprechender  Verfassungsauslegungen  und  Gesetzesinitiativen  bleibt  das

japanische  Verteidigungsbudget  konstant  unter  1%  des  BIP.  Somit  erscheint  die

Verschärfung des  Konflikts  im Ostchinesischen Meer  nicht  das  Resultat  aggressiver

Absichten Chinas und/oder Japans zu sein, sondern vielmehr das Produkt einer Spirale

wechselseitiger  Bedrohungsperzeptionen,  gefördert  durch  beidseitige

Internationalisierungsbemühungen.  

Dadurch  eröffnet  sich  die  Möglichkeit  eines  diplomatischen  Ausgleichs  und  eines

Abbaus der entgegengestellten Bedrohungswahrnehmungen – ein gewiss langwieriger

Prozess,  der  jedoch teils  bereits  im Gange ist.  Diese Arbeit  rückte den Konflikt  im

Ostchinesischen  Meer  in  den  Mittelpunkt  der  Analyse  und  damit  ein  Thema,  das

naturgemäß spannungsgeladen ist. Die Einbeziehung weiterer Aspekte der chinesischen

und japanischen Sicherheitspolitik  wäre vermutlich  geneigt  gewesen,  ein  positiveres

Bild  zu  zeichnen.  In  zahlreichen  Bereichen,  wie  der  Antiterrorpolitik  oder  der

Bekämpfung von Piraterie, bestehen gemeinsame Interessen und damit Möglichkeiten

der  Kooperation.  Eine  Verbesserung  der  allgemeinen  sicherheitspolitischen

Beziehungen zwischen China und Japan wird davon abhängen, ob es möglich ist, die

Kooperation in diesen Bereichen zu vertiefen und dadurch die Schaffung einer soliden

Vertrauensbasis  zu  fördern und gleichzeitig  in  Bereichen kontrastierender  Interessen

gemeinsame  Perspektiven  zu  entwickeln.  Hierfür  können  Bestrebungen,  die

sicherheitspolitischen  Beziehungen  zwischen  beiden  Staaten  zu  institutionalisieren,
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hilfreich  sein.  Derartige  Bemühungen  sind  durchaus  bereits  im Gange.  Auch  durch

japanische  Fürsprache  ist  China  mittlerweile  in  zahlreichen  regionale  Institutionen

involviert (vgl. Goh 2011: 892-897). Grundsätzliches Misstrauen erschwert jedoch auch

in  diesen  multilateralen  Foren  Möglichkeiten  des  Ausgleichs,  teils  zu  Lasten  der

entsprechenden Institutionen, die durch die chinesisch-japanische Rivalität oftmals ihre

Funktionstüchtigkeit  einbüßen  (vgl.  Chung  2013:  824).  Eine  friedliche  Klärung des

Konflikts im Ostchinesischen Meer erfordert daher von beiden Seiten die Bereitschaft,

sich  soweit  wie  möglich  von  historisch  geprägten  Denkmustern  zu  lösen

beziehungsweise alternative Interpretationen zu bedenken und in einen ernstgemeinten

Dialog  einzutreten.  Angesichts  kontrastierender  regionaler  und  geopolitischer

Interessen,  unterschiedlicher  Regierungsformen  und  Wertefundamenten,  der

historischen  Belastung  der  Beziehungen  sowie  den  innenpolitischen  Tendenzen  in

beiden Ländern erscheint dies jedoch als mittelfristig unwahrscheinlich. 
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